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der Sozialdemokratie gebilligt werden können.

Has „Volksblatt“ erſcheint teden Werttag; Sonnabends mit der illuſtrierten Beilage „Volk d Zeit.“
Unverlangt eingeſandten Manuſkripten iſt ſtets das
Rückporto bveizufügen. Das „Volksblatt“ iſt das
Publikcktions Organ der genoſſenſchaftlichen und ge
werkſchaftlichen Organiſationen und amtliches Organverſchiedener Behörden. S aritlenung 72 z

ofgebäude, zwei Treppen, Fernſprech-Unſchluß 4667
Verſönl. Auskunftserteilung mittägs von 12 bis 1 Uhr

Außenpolſtiſche Tölpeleien.
n unglaublich dummer Streich der Reichsregierung. Han

angerdienſte für die Poincariſten. Deutſchnationale hintermänner

Der deutſche Außenminiſter Streſemann verlebt zurzeit auf
Norderney ſeinen Urlaub. Das hindert ihn aber nicht, auch von
dort aus, wenn auch ungewollt, die Geſchäfte der deutſchen und
franzöſiſchen Nationaliſten zu betreiben. Der von den Deutſch-
nationalen geforderte Proteſt in der Kriegsſchuldfrage iſt, wie be-
reits geſtern gemeldet, in London, Paris und Brüſſel angekündigt
worden. Zwar iſt die Abſendung eines Briefes beſtritten worden,
aber es bleibt immerhin richtig, daß die Regierung Streſemann von
ihrer Abſicht noch nicht abgekommen iſt. Die heutigen Berliner
Morgenblätter wiſſen mitzuteilen, daß Streſemann ſchon in den
nächſten Tagen ſeinen Urlaub abbrechen und nach Berlin zurück
kehren wird, um ſein den Deutſchnationalen verpfändetes Wort ein
zulöſen. Aus Genf liegt heute folgende Meldung vor:

Genf 9. September. (Eig. Drahtbericht.)
Am Freitagnachmittag wurde Herriot und Mac Donald

ein perſönliches Schreiben des Reichskanzlers Mar x übergeben.
In dieſen Briefen entſchuldigt ſich Marx, daß er die Kriegsfchuld-
frage auf der Londoner Konferenz nicht angeſchnitten habe und daß
er es jetzt tun müſſe. Man ſolle ſeine Abſichten nicht mißverſtehen.
Deutſchland wolle ſich ſeinen Reparationsverpflichtungen keines-
wegs entziehen, aber das deutſche Volk betrachte ſich als unſchuldig
am Kriege und er, der Kanzler, fühle ſich moraliſch verpflichtet,
dieſen Gefühlen Ausdruck zu verleihen, indem er in den aller
nächſten Tagen eine ſolche Erklärung den alliierten Regierungenxffiziell eiieren werde.

An den amtlichen Berliner Stellen ſoll auch von der Ueber-
reichung dieſes Briefes angeblich nichts bekannt ſein. Wir ſind
wirklich ſehr geſpannt, was in der Berliner Wilhelmſtraße noch
alles beſtritten wird. Wie uns von durchaus gutunterrichteter
Stelle mitgeteilt wird, iſt trotz aller Dementis an der Tatſache,
daß dem franzöſiſchen und dem engliſchen Miniſterpräſidenten be-
reits am Freitag in Genf ein Schreiben des Reichskanzlers über-
reicht wurde, deſſen Jnhalt ſich mit der Kriegsſchuldfrage befaßt
und die Gründe auseinanderſetzt, die die Reichsregierung zu der
t die Kriegsſchuldfrage aufzurollen, bewogen haben, nicht zu
rütteln.

Es gibt Menſchen, die ein ſeltenes Talent beſitzen, immer im
ungeeignetſten Augenblick eine fürchterlich peinliche Frage zu
ſtellen. Solange das unbewußt mit einer gewiſſen Unreife der
Fahre geſchieht, bezeichnet man ſolche Unglückswürmer mit dem be
kannten Wort: „Enfant terrible“, das entſetzliche Kind. Wo dieſer
Mangel an Takt zur Charaktereigenſchaft geworden iſt, da gibt es
nur ein Mittel, ſich gegen dieſe häßlichſte aller Eigenſchaften zu
wehren, indem man ſolche Empfindungsrüpel einfach iſoliert. Ob
Streſemann und ſeine Hintermänner wirklich glauben, daß die
Gegenſeite ſo unſagbar dumm ſei, die Hintergründe der Streſe-
mannſchen Porzellanladen-Politik nicht zu erkennen? Faſt ſcheint
es ſol Es gehört die. ganze nationaliſtiſche Beſchränktheit eines

Streſemann d um dieſes plumpe Manöver zu vollführen. Was
wir zur Kriegsſchuldfrage zu ſagen haben, iſt wiederholt geſchehen.
Dieſe Frage wird nicht durch diplomatiſche Noten, die nur neue
Konflikte in ſich bergen, geklärt, ſondern das endgültige Urteil wird
die geſchichtliche Forſchung ſprechen. Jeder auch nur einigermaßen
politiſch Denkende muß einſeben, daß es jetzt der denkbar ungeeig-
netſte Augenblick iſt, eine Debatte über die Kriegsſchuld in Szene
zu ſetzen Abgeſehen von der Ungunſt des Augenblicks würde der
Widerruf der in Verſailles den deutſchen Unterhändlern abgezwun-

genen Kriegsſchulderklärung, ſoweit er von einer unter deutſch
nationalem Einfluß ſtehenden Regierung vollzogen wird, die ſelbſt
die Mitſchuld der kaiſerlichen Regierung an der Entſtehung des
Weltkrieges in Abrede zu ſtellen geeignet iſt, nie und nimmer von

An unſerer grund-
ſätzlichen Einſtellung zu der Kriegsſchulderklärung kann mithin
kein Zweifel ſein. Aber halten wir es auch für den Ausdruck roher
Siegergewalt, wenn die deutſche Republik für die Handlungen eines
wilhelminiſchen Deutſchlands verantwortlich gemacht wird, ſo
können wir uns nicht der Anſicht verſchließen, daß ein Widerruf der
Kriegsſchulderklärung im geg en wärtigen Augenblick den
prekären Friedenszuſtand, zu dem ſich Europa in fünf langen Nach-
kriegsjahren durchgerungen hat, mit einem Schlag in den Zuſtand
offenen Konflikts verwandeln, internationale Verwicklungen her-
beiführen muß, an denen nicht eine vom Volk nicht autoriſierte
Regierung mitſchuldig, ſondern die verfaſſungsmäßige Regierung
der deutſchen Republik, in der „alle Gewalt vom Volke ausgeht“,
allein ſchuldig wäre. Das hieße, daß eine ſolche Kontinuität
im politiſchen Leben des alten und neuen Deutſchlands heageſtellt

wäre, die zu einer unterſchiedlichen Behandlung der Monarchie und
der Republik nicht mehr berechtigen würde. Die Regierung Marx
hätte dann nicht nur die Schuld, einen neuen verhängnisvollen Kon
flikt provoziert zu haben, auf ſich geladen, ſondern auch eine Wie
deraufrollung der Frage von der deutſchen Schuld vom Jahre 1914
für alle Ewigkeit unmöglich gemacht.

Der deutſchnationale Elefant im außen-
politiſchen Porzellanladen.

Zu dem lächerlichen Streich der Reichsregierung
ſchreibt der „Sozialdemokratiſche Parlamentsdienſt“:

Die Sehnſucht der Deutſchnationalen nach der Futterkrippe iſt
vorläufig noch nicht geſtillt, aber ſchon bekommt unſer Volk einen
Vorgeſchmack davon, was es heißt, deutſchnationale Politik zu

sb
dozialbemokratiſche Tageszeilung

ür
Halle und den Regierungs Bezirk Merseburg

Die deutſche Unſchuldsnote.
treiben. Denn ſie ſind die intellektuellen Urheber der angekün-
digten Kriegsſchuld-Note, die jetzt in der ganzen Welt Staub
werden in ohne daß ſie den Mächten überhaupt offiziell zugeſtellt

Es iſt überhaupt ſchon mehr als ſinnlos, eine Erklärung, die
unter dem Druck der Deutſchnationalen vor mehr als acht Tagen
in Deutſchland der Oeffentlichkeit übergeben wurde und infolge
deſſen der Weltpreſſe zugänglich war, nachträglich noch o ffigtell
den alliierten Mächten zu überreichen. Noch ſinnloſer, und wir
möchten ſagen verantwortungsloſer wäre es, dieſe Note zu über
reichen, obwohl man in Deutſchland weiß, daß ſie von ſämtlichen
alliierten Ländern glatt abgelehnt wird und praktiſch nur
eine Vrrſchlechterung der außen politiſchen Lage
Deutſchlands ergeben dürfte. Wir ſind der Auffaſſung, und
jede verantwortungsbewußte Reichsregierung muß u. E. dieſe
Meinung teilen, daß man keine Noten abſchickt, wenn man im
voraus weiß, daß damit die an ſich ſchlechte Lage noch mehr ver-
ſchlechtert wird. Dieſe Verſchlechterung aber wird eintreten, wenn
Deutſchland jetzt offiziell die Frage der Kriegsſchuld aufrollt.
Darüber hat Herriot in einer ganzen Reihe von Unterredungen der
letzten Tage keinen Zweifel gelaſſen und ſchließlich ſind auch die
Vertreter der alliierten Mächte in Berlin in dieſem Sinne bei der
Reichsregierung vorſtellig geworden.

Warum man unter dieſen Umſtänden überhaupt noch eine Kabi-
nettsſitzung abhält, die ſich mit der Kriegsſchuldfrage befaſſen ſoll,
iſt uns unverſtändlich. Man ſollte doch annehmen, daß die
R.e ich s miniſter mehr zu tun haben als ſich über Blöd-
ſinn zu unterhalten. Als einen ſolchen Blödſinn betrachten
wir die offizielle Uebermittelung einer Kriegsſchuld-Note im
jetzigen Augenblick, und jeder Menſch, der ſeine fünf Sinne noch
beiſammen hat und der es mit dem Wiederaufbau Deutſchlands
ernſt meint davon ſchließen wir di: Deutſchnationalen
aus muß unſere Auffaſſung teilen. Jnfolgedeſſen hätten wir
gewünſcht, daß der Reichskanzler Marx in Erkenntnis der
Schwierigkeiten, die durch die offizielle Uebermittelung einer
Kriegsſchuld-Note entſtehen, frei und offen erklärt hätte: die
Note wird im Augenblick nicht abgeſandt. Das
wäre ſeine Pflicht geweſen, denn er iſt dafür da, Dummheiten Zr
vermeiden und nicht Dummheiten in einer Kabinettsſitzung noch
diskutieren zu laſſen. Er hat es als Reichskanzler auch nicht
nötig, ſich von ſeinen Miniſterkollegen die Zuſtimmung zur Ver-
hinderung einer Dummheit geben zu laſſen, denn daß die Ab-
ſendung der Kriegsſchuld-Note jetzt in abſehbarer Zeit nicht mehr
erfolgt, ſcheint mehr als ſicher.

Etwas anderes iſt es, wenn ſich die Reichsregierung in der für
Anfang der nächſten Woche vorgeſehenen Kabinettsſitzung, wie es
heißt, auch mit dem Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund
befaſſen will. Wir befürchten nur, daß dieſer Termin zur Er-
örterung des Eintritts bereits zu ſpät iſt. Jmmerhin hat die
Reichsregierung die moraliſche Verpflichtung, auf die Einladung
Mac Donalds in gebührender Form offiziell zu antworten. Sie
muß ſich dabei bewußt ſein, daß ſie durch dieſe Antwort vieles
wiedergutmachen, aber auch vieles verſchlechtern kann.

Die (Virkung auf Belgien und Frankreich
Jede Brücke auf baſdige Verſtändigung abgebrochen.

Der Genfer Sonderberichterſtatter des „Jntranſigeant“ meldet
ſeinem Blatte: Wenn die deutſche Erklärung hinſichtlich der Zurück-
weiſung der Schuld Deutſchlands am Krieg erfolgen ſollte, kann
man ſicher ſein, daß ſie von den Alliierten energiſch beant-
wortet wird. Der franzöſiſche Text zu dieſer Antwort iſt bereits
fertig; Herriot konnte dieſen Text am Sonnabend den engliſchen,
italieniſchen und belgiſchen Delegierten vorlegen. Miniſterpräſi-
dent Theunis hat den franzöſiſchen Text im ganzen an-
genommen; aber er behält ſich vor, eine noch viel ener-
giſchere Antwort zu erteilen. Belgien will in der Tat
zeigen, wie unglücklich dieſe deutſche Proteſtaktion wäre, denn es
iſt der Anſicht, daß gerade das Hauptanrecht, in dieſem Falle
zu ſprechen, ihm zuſtehe. Wenn die franzöſiſche Antwort wirk
lich erteilt werden muß, wird ſie derart ausfallen, daß Deutſch
land nicht mehr hoffen kann, noch in dieſem Jahre in den Völker-
bund einzutreten.

Paris, 9. Setpember. (Eig. Radiomeldung.)
Je länger die Debatte über die beabſichtigte Notifizierung der

Kriegsſchuldnote dauert, deſto ungünſtiger entwickelt ſich die
außen politiſche Lage Deutſchlands. Auch die Diens-
togmorgen-Preſſe beſchäftigt ſich hiermit. Sie veröffentlicht ohne
Ausnahme die amtlichen Erklärungen der deutſchen Regierung,

Dienstag, 9. September 1924
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Das Sozialiſierungsgeſetz
der KRommuniſten.

Von Heinrich Ströbel.

Während der Beratungen über das Londoner Abkommen haben
die Kommuniſten jenen „Entwurf eines Soziagliſierungsgeſetzes“
eingebracht, den Genoſſe Hermann Müller in einer Geſchäfts
ordnungs-Bemerfung als frivolen Volksbetrug gekenn-
zeichnet hat. Die kommuniſtiſche Fraktion brach darüber in lär-
mende Entrüſtung aus, allein dieſer Lärm änderte nichts an der
Tatſache, daß die Charakteriſtik des ſozialdemokratiſchen Fraktions-
vorſitzenden genau ins Schwarze traf. Denn dafür, daß die kom
muniſtiſche Reichstagsfraktion einen ſolchen Entwurf am 18. Auguſt
des Jahres 1924 einzubringen wagen konnte, gibt es ſchlechterdings
kein milderes Urteil.

Wäre der Entwurf im Anfang des Jahres 1919 eingebracht wor-
den, ſo hätten die Kommuniſten noch den guten Glauben für ſich in
Anſpruch nehmen können. Denn erſtens lagen damals die poli
tiſchen Verhältniſſe in Deutſchland noch ſo, daß möglicherweiſe eine
Volksmeohrheit für eine Sozialiſierung zuſtande zu bringen geweſen
wäre; und zweitens beſaß man damals noch nicht jene Erfah
rungen aus Rußland und Ungarn, die heute jedem,
ernſthaften und ehrlichen Sozigliſierungsplan zugrunde gelegt
werden müſſen. Der Sozialiſierungsentwurf der Kommuniſten an
18. Auguſt 1924 aber iſt ganz genau ſo zuſammengeſtümpert, als
hätten ſeine Verfaſſer die letzten fünf Jahre auf dem Monde gelebt
und niemals etwas von dem Bankrott jener Sozial
ſierungsmethoden gehört, die man ſeinerzeit in Rußland
und Ungarn angewendet hat, und von denen man in Rußland
ſelbſt längſt abgekommen iſt.

Es iſt ungeheuerlich: alle die Experimente, die in Rußland und
Ungarn ſo ſchmählich mißglückten, deren Untauglichkeit die Theo-
retiker und Wirtſchaftspraktiker Sowjetrußlands längſt ſelbſt ein-
geſtanden haben, ſollen nun in Deutſchland noch einmal durch-
probiert werden! Die „Hölle von Quall“, durch die nach dem
Wort von Radek das ruſſiſche Proletariat infolge der falſchen
Sozialiſierungsſpefkulationen hindurchgegangen iſt, würde nun auch
dem deutſchen Volke und dem deutſchen Proletariat bereitet werden,
wenn der Entwurf nicht ſchon wegen der heutigen Machtverhältniſſe
in Deutſchland nur eine lächer liche Renommiſterei wäre,
eine prahleriſche Kraftgebärde, hinter der ſich die pol i-
tiſche und geiſtige Ohnmacht des deutſchen Kom-
munismus vergebens zu verſtecken ſucht.

Der S 1 des kommuniſtiſchen Geſetzentwurfs erläutert den
„Zweck“ des Sozialiſierungsgeſetzes. Es ſoll die „Koloniſierung
Deutſchlands“ durch das Sachverſtändigen Gutachten verhindern,
aller privaten Spekulation vorbeugen, unter Neuregelung der Pro
duktion die ſozialiſtiſche Bedarfswirtſchaft durchführen, damit die
volle Auswertung der Produktionskräfte Deutſchlands ſichern und
der ſozialen Verelendung „ſchleunigſt Einhalt tun“.

Schon dieſe Phraſe von der ſchleunigen Verbeſſerung der
Lage der werktätigen deutſchen Bevölkerung iſt frivoler Volksbetrug.
Denn die Produktionsergebniſſe der ruſſiſchen Sozialiſierung be
weiſen, daß eine ſolche Sozialiſierung auf viele Jahre hin-
aus eine gewaltige Verminderung der Produktion
herbeiführt. Noch heute bleibt der Ertrag der landwirtſchaft-
lichen und erſt recht der induſtriellen Gütererzeugung Rußlands
weit hinter der Vorkriegszeit, ja auch der erſten Nachkriegszeit zu
rück. Was aber nicht produziert wird, kann auch nicht konſumiert
werden die Lebenshaltung der ruſſiſchen Volksmaſſen
ſteht deshalb ſelbſt heute noch tief unter der Vorkriegszeit.

Die Tatſache, daß eine Sozialiſierung nach ruſſiſchem und un-
gariſchem Muſter und der. Sozialiſierungsentwurf fordert
ſiel! die Gütererzeugung für geraume Zeit vermindern und die
Lebenshaltung des Proletariats für dieſe Zeit ver ſchlechtern
muß, wird auch von den führenden Theoretikern des Bolſchewis-
mus ſelbſt ganz offen zugeſtanden. So ſchrieb Radek (Ruſſiſche
Korreſpondenz Nr. 11), daß die Sozialiſierung in ihrer erſten
Periode überall „die Leiden des Volkes vergrößern“ müſſe.
Und dieſe erſte Periode der Leiden ſtellt ſich Radek keineswegs
als kurze Uebergangszeit vor! „Der ſozialiſtiſche Aufbau“, ſchreibt
er „iſt das Werk langer Jahre, während denen das Lebens-
niveau de Arbeitermaſſen nicht höher, ſondern tiefer ſein wird,
als in den kapitaliſtiſchen Ländern.“ Auch Prof. Varga,
der oberſte Wirtſchaftsleiter der ungariſchen Räterepublik, kommt
in ſeinem Buche: „Die wirtſchaftlichen Probleme der proletariſchen
Diktatur“ auf Grund ſowohl theoretiſcher Erwägungen, als auch
beſonders ſeiner praktiſchen ungariſchen Erfahrungen zu dem Er-
gebnis, „daß am Anfang der Diktatur ein weiteres Sinken
der Lebenshaltung des ſtädtiſchen Proletariats
unvermeidlich iſt Varga, dieſe hervorragende Autorität
des Bolſchewismus, beweiſt dieſe volks wirtſchaftliche Unvermeid-
barkeit mit durchſchlagenden Gründen: Der Ausfall des Konſums
der früheren herrſchenden Klaſſe erhöhe noch keineswegs den Konaber nicht etwa ohne Kommentare, ſondern mit Ergänzungen, die

auch in der Linkspreſſe alles andere als freundlich
ſind. Als Urheber der verfahrenen Politik betrachtet man rechts
und links Streſemann der teilweiſe ſogar als Jntrigant
gegen den Reichskanzler bezeichnet wird. So ſagt der
Berliner Korreſpondent des „Petit Pariſien“: Streſemann, der
eigentliche Vater der Kriegsſchulderklärung, habe Marx nur vor
geſchickt. Er ſei es auch geweſen, der zwiſchen dem 25. und
29. Auguſt den Deutſchnationalen die beſtimmte Erklärung ab-
gegeben habe, daß er eine Kriegsſchuldnote loslaſſen würde, wenn
ſie die Annahme der Sachverſtändigengeſetze ermsaſ

ſum der Maſſen. Man könne allenfalls in die Wohnungen der
Reichen Proletarier einquartieren, aber dadurch beſeitige man nur
einen Bruchteil des Wohnungselends. „Das Proletariat
braucht zur Erhöhung ſeiner Lebenshaltung in erſter Linie
Leben smittel, dann gewiſſe Maſſeninduſtrie-Ar-
t i k Möbel, Kleider, Wäſche, Heizmaterial. Durch die Enteig-

der Produftionsmittel, durch die Expropriation des arbeits
kinkommens wird der für die Arbeiterklaſſe verfügbare Vor

„Es

nung

rat an dieſen Gütern um kein Stück vermehrt.“
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muß ein Um bau des

Dieſer Umbau erfordere aber Jahre, der Erfolg könne des j bricht auch über land die entſetzlichſte Hungerkataſtrophe herhalb erſt wach Jahren einſtellen. Und angeſichts ſolcher e Weil dieſe 60 000 land wirtſchaftlichen Großbetriebe jene
niſſe und Feſtſtellungen der ſachkundigſten Autoritäten des Bolſche- u eberſchu ßbetriebe für Brotgetreide ſind, die allein die Ernäh-
wismus ſelbſt wagte der Sozialiſierungsentwurf der deutſchen
Kommuniſten den deutſchen Arbeitern vorzuſpiegeln, daß es „der
Zweck des Sozialiſierungsgeſetzes“ ſei, „der ſozialen Not und dem
Maſſenſterben der werktätigen Bevölkerung, der Sozialrentner,
Kriegsbeſchädigten und Erwerbsloſen ſchleunigſt Einhalt
Zu tun.Beſtände eine politiſche Möglichkeit, den Sozialiſierungsplan der

ürde das
gerade umgekehrt den Hungertod von Millionen von
Proletariern und die „Hölle von Qual“ für das ganze
übrige Volk bedeuten. Denn in Rußland beſtand die Möglich-
keit, die Jnduſtriearbeiter, die durch die Zerrüttung der Produk-
tion, die eine unſinnig überſtürzte Sozialiſierung unfehl-

kommuniſtiſchen Fraktion wirklich in Kraft zu ſetzen, ſo

bar nach ſich ziehen mußte, arbeitslos geworden waren, einfach auf
das Land abzuſchieben, wo ſie ſchlecht und recht mit durchgefüttert
werden konnten. Jn Deutſchland, wo die bäuerliche Bevölkerung
nur 28 Prozent der Geſamtbevölkerung bildet, gäbe es keine ſolche
Rettung für die Arbeitsloſen: der Störung der induſtriellen Pro-
duktion müßte das grauenhafteſte Elend der Arbeiterſchaft folgen.

Selbſt Lenin hat in ſeiner Schrift: „Ueber die Naturalſteuer“
zugeben müſſen, daß nur ein langer und höchſt verwickel-
ter Uebergang“ von der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung
gor ſozialiſtiſchen hinüberleite.

fortige Enteignung aller Bergwerks-

Perſonen beſchäftigt, davon in den Betrieben mit mehr als 50 Per-
ſonen allein 4937 929 Perſonen.
5 Millionen noch den größeren Teil der 2714 664 Perſonen, die in
den Betrieben mit 6 bis 50 Perſonen beſchäfigt waren, ſo ergibt ſich,
daß nach dem kommuniſtiſchen Antrag allein in Bergbau und Jn-
duſtrie Betriebe mit 6 bis 7 Millionen Arbeitern und Angeſtellten
enteignet und ſozialiſiert werden müßten. Kein Menſch, der die
ruſſiſchen und ungariſchen Erfahrungen kennt, der von Wirtſchafts
organiſation und den Eigenſchaften der Durchſchnittsmenſchen eine
Ahnung hat, kann ſich einbilden, daß ein Sozialiſierungs-Experi-
ment ſolchen Umfanges ohne kataſtrophale Folgen für die
deutſche Gütererzeugung bleiben würde. Selbſt ein ſo warme
Freund der Gemeinwirtſchaft, wie Alfons Horten dieſer pro-
minenteſte Wirtſchaftspraktiker unter den deutſchen Befürwortern
der Sozialiſierung, iſt der feſten r daß mit einem
Schlage nicht mehr als 10 bis 15 Prozent der Schwerinduſtrie in
Gemeinwirtſchaft überführt werden dürften, wenn verhängnisvolle
Fehlſchläge verhütet werden ſollten.

Und ebenſo leichtfertig, wie der Sozialiſierungsentwurf der kom
munſtiſchen Reichstagsfraktion mit der Jnduſtrie verfahren
will, von deren Gedeihen das Schickſal der großen Volksmehrhett
abhängt, will ſie auch mit der Landwirtſchaft verfahren.
Hier ſollen alle Großbetriebe von mehr als 50 Hek-
t ar „in ſozialiſtiſche Verwaltung überführt“, d. h. entweder auf
geteilt oder an „Produktionsgemeinſchaften“ von Landarbeitern
übergeben werden. Jn Ungarn iſt die Räterepublik wirklich ſo ver
fahren. Jm Jntereſſe einer geregelten Fortführung der
Produktion blieben allerdings die enteigneten Güter faſt überall
unter der Leitung der ehemaligen Beſitzer. Aber die Folge war
gleichwohl, daß die Leben smittelbelieferung der Jn-
duſtrie- und Stadtbevölkerung die ärgſtenStockungen erfuhr. Die Landarbeiter beanſpruchten nunmehr
einen derartigen Anteil am Ertrag der Güter, daß für die anderen
Bevölkerungsteile nur noch wenig übrig blieb. Die näheren Um-
ſtände der Rückſtändigkeit der land wirtſchaftlichen Arbeiter“ ſind
in Vargas oben genannter Schrift nachzuleſen.

Käme es in Deutſchland zu einer Aufteilung und Sozialiſierung
der Betriebe von mehr als 50 Hektar Umfang, ſo käme es auch bei
uns unbedingt zu einer Aushungerung der Jnduſtrie-
arbeiterſchaft. Nach der letzten Zählung von 1907 kämen
allerdings nur wenig mehr als 60 000 Betriebe in Betracht, aber auf
dieſe Betriebe entfielen über 96 Millionen von insgeſamt nicht
ganz 3154 Millionen Hektar land wirtſchaftlich benutzter Fläche in
Deutſchland, alſo faſt ein Drittel des geſamten angebauten Grund
und Bodens. Von den 9 Millionen Hektar waren wieder rund
414 Millionen mit Getreide angebaut, davon etwa die Hälfte mit
Brotgetreide. Dieſe 2 Millionen Hektar, die mit Brok-
getreide angebaut waren, ergaben eine Ernte von mindeſtens 40
Millionen Doppelzentnern, wodurch die Ernährungsmöglichkeit für
reichlich 20 Millionen Menſchen gegeben war. Kurz: von der
Getreideerzeugung dieſer 60000 Betriebe vo

Dieſe Einſicht des gefeiertſten
Kommuniſten hindert aber ſeine deutſchen Jünger nicht, die ſo-

und Jn-
duſtriebetriebe zu fordern, die mehr als 20 Arbeiter
und Angeſtellte beſchäftigen. Jn Bergbau und Jnduſtrie
waren nach der letzten Zählung im Jahre 1907 insgeſamt 10 852 873

Rechnet man zu dieſen rund

es und eine Umſchich- rung eines großen Teils der deutſchen Jnduſtrie-
tung der Arbeitskräfte aus den Luxusbetrieben in dieſ bevölkerung ab! Werden dieſe Betriebe in Kleinwirtſchaften
Produktion von Maſſenartikeln ſtattfinden, bevor eine ergiebigeaufgeteilt oder gerät der Betrieb durch übereilte und nicht genügend
Erweiterung der Produktion in dieſen Artikeln möglich ſein wird.“ vorbereitete Ver

rung Deutſchlands ermöglichen, ſo dürfte ihre Zerſchlagung oder
Betriebsumgeſtaltung nur allmählich und unter den
allergrößten Vorſichtsmaßnahmen vorgenommen
werden!

Wenn trotzdem der kommuniſtiſche Sozialiſierungsentwurf mit
läſſigem Federſtrich einfach die ſofortige Aufteilung oder Soziali-
ſierung dieſes Brotreſervoirs Deutſchlands empfiehlt,
ſo iſt das eine Gewiſſenloſigkeit und hohle Demagogie, für die der
Ausdruck frivoler Volksbetrug noch viel zu mild iſt!

Die Vöſſerbundstagung.
Kommiſſſonsberatungen über die Abrüſtungsfrage.

Genf, 9. September. (Eig. Drahtbericht.)
Am Montag wurde mit der Beratung der Abrüſtungs-

debatte in der Kommiſſion begonnen. Einleitend bemerkte Lord
Parmoor zur Feſtſetzung der Tagesordnung, daß durch die ge-
meinſame Reſolution von Herriot und MacDonald und
durch die Beſchlüſſe der Völkerbundverſcmmlung die Aufgabe der
Kommiſſion ganz klar vorgezeichnet ſei. Die Frage der Schieds-
gerichtsbarkeit zur Regelung aller internationalen Streitigkeiten
müſſe auf das genaueſte nachgeprüft werden. Dann müßten auch
die beiden Fragen der Sicherheit und der Abrüſtung ge-
prüft werden, ob nicht auch für ſie die Möglichkeit einer
Löſung durch das Schiedsgericht gefunden werden
tönne. Politis (Griechenland), der als Wortführer
der Kleinen Entente ſpricht, fordert demgegenüber eine allgemeine
Diskuſſion des geſamten Fragenkomplexes der Abrüſtung. Es
müßten auch die Antworten der Regierungen auf den Garantie-
paktvorſchlag des Völkerbundes nochmals genau durchgeſehen wer-
den. Die Aufgabe der Kommiſſion ſei zu wichtig, um allein durch
das Sekretariat der Kommiſſion geprüft werden zu können, da es
fich hier nicht um eine rein mechaniſche Arbeit handle, ſondern um
ein ausgeſprochen politiſches Problem von ungeheurer Bedeutung.
Bouncour (Frankreich) unterſtützt dieſen Standpunkt, ebenſo
Schanzer (Jtalien), der eine allgemeine gründliche Diskuſſion
gleichfalls für unerläßlich hält. Jn einer größeren Rede geht
Schanger zunächſt auf die Entſtehungsgeſchichte des Garantiepakts
ein und erklärt nochmals den bereits in der italieniſchen Antwort-
nete auf den Garantiepakt dargelegten Standpunkt. Jtalien wird
nur einem allgemeinen internationalen Garantiepakt ſeine Zu-
ſtimmung geben.

Genf, 9. September. (Eig. Drahtboericht.)
Der Finanzbericht des Völkerbundes für das Jahr 1928

ergibt eine Geſamtausgabe von 25 673 508 Goldfranken. Davon
wurden verausgabt für den Jnternationalen Schiedsgerichtshof
1880 Goldfranken und für das Jnternationale Arbeitsamt 8 200 462
Goldfranken.

Genf, 9. September. (Eig. Drahtbericht.)
Der Völkerbund begann am Montag mit der Generaldebatte zum

Geſchäftsbericht. Als erſter ſpricht der Berichterſtatter Ador
(Schweiz). Er befürwortet die baldige Errichtung eines neuen
Verſammlungs gebäudes für den Völkerbund. Jm Namen der
Schweizer Delegation erklärt er, daß ſie nicht direkt an der Ab-
rüſtung intereſſiert ſei und infolgedeſſen im Verlauf der letzten
Tage an der Debatte nicht teilgenommen habe. Jhm folgt der
ſchwediſche Außenminiſter Marks, der zur Förderung des inter-
nationalen Rechtes beſtimmte Vorſchläge machte. Der ſüdafri-
kaniſche Delegierte Homeier beſchränkte ſich auf allgemeine
Wünſche. Die Beratung des vorgeſehenen Südweſtafrika-Berichts
wurde einer Kommiſſion überwieſen. Der litauiſche Vertreter
Galvangaukas erklärte, daß Litauen von der Entſcheidung des
Schiedsgerichtshofes über Memel nicht befriedigt ſei. Die Wilna-
Frage bezeichnete er als die ſchwerſte Wolke, die ilber Europa
hänge. Die nächſte Vollſitzung findet am heutigen Dienstanvor-
mittag ftatt.

Deutſchland und der Oölkerbungd.
Eine Rede Breitſcheids in Genk.

Genf, 9. September. (Eig. Drahtbericht.)
Am Sonntagabend hielt Genoſſe Dr. Breitſcheid vor der

Jnter parlamentariſchen Studenten- Konferenz
einen Vortrag über Deutſchland und der Völkerbund“. Er be
gründete die zum Teil noch heute in Deutſchland vorhandene Ab-
lehnung des Völkerbundes damit, daß der Bund durch die Ver-
bindung mit dem Verſailler Friedensvertrag und in Erfüllung
einer der vielen Friedensbedingungen geſchaffen wurde. Hinzu
komme, daß Deutſchland noch nicht aufgenommen worden ſei, und
in Eupen und Oberſchleſien Entſcheidungen gefällt worden ſeien, die
formell vielleicht richtig waren, aber gegen das Selbſtbeſtimmungs-
recht der Völker verſtoßen haben. Jn Deutſchland wurde deshalb
teilweiſe die Auffaſſung, daß der Völkerbund ein Jnſtrument der
Siegerſtaaten und kein demokratiſches Inſtitut ſei, hervorgerufen.

oſſenſchaftlichungsExperimente ins Stocken, ſo

die S in den Zoecwung. t Regierung ſei mit dieſem Eintritt einverſtanden. e
demokratie bezeichnet Breitſcheid als die Trägerin der deutſchen
Demokratie und der internationalen Verſtändigu ne elſäſ.ſche Frage exiſtiere für ſie nicht. Die Aender rer n

räge und Grenzen ſei mit Gewalt insbeſondere die Feſtſetzung der Oſtgrenze unter Verletzung des Selbſt
immungsrechtes der Völker erfolgt ſei. europäiſche Pro

blem des Augenblicks iſt die deutſch franzöſiſche Verſtändigung Ez
keine andere ichkeit für den europäiſchen Frieden, als die

Annäherung der beiden Völker.
Die Aufrollung der Schubdfr 2 ſei im Augenblig

bedauerlich. Eine grundſätzliche Klärung dieſer Frage ſei nur
durch die Geſchichte möglich. Vorausſetzung wäre die Oeffnung
aller Archive. Die obligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit hätt
Breitſcheid nur dann für möglich, wenn der Völkerbund reale
Machtmittel beſitzt. Zum Schluß erhob Breitſcheid noch einmal die
Forderung nach einem baldigen Eintritt Deutſchlands in den
Völkerbund, der kein Jdeal, ſondern nur eine Zwiſchenlöſung ſei.
Der Knotenpunkt der europäiſchen Politik ſei heute der Völkerbund
Deutſchland müſſe aus der Jſolierung heraus, denn es ſchade durch
die Nichtmitgliedſchaft nur ſich, nicht aber dem Völkerbund.

Konferenz der Arbeitsminiſter.
Die Wiedereinführung des Achtſtundentages.

Bern, 9. September. (Radiomeldung.)
Geſtern traten hier die Arbeitsminiſter von England,
rankreich und Deutſchland zu einer gemeinſamen Be

prechung über die Ratifikation des Waſhingtoner Abkommens
zuſammen. An den Beratungen nahm u. a. auch der Direktor
des internationalen Arbeitsamtes teil. Die Beratungen gelten
vorläufig als vertraulich. Sie werden heute Dienstagfortgeſetzt.

Wenn die Beratungen auch vertraulicher Natur ſind, ſo nehmen
wir ohne weiteres an, daß das Ergebnis dieſer Beratungen un-
mittelbar nach ihrem Abſchluß veröffentlicht wird. Es handelt
ſich hier nicht um die Regelung irgendeiner untergeordneten tech-
niſchen Frage, ſondern um die Jnternationaliſierung
der Arbeitszeit nach dem Abkommen von Waſhington. Die
Frage intereſſiert Arbeiter und Unternehmer im höchſten Grade
und darüber hinaus die geſamte Bevölkerung. Gelingt es, zu
einem Uebereinkommen zu gelangen, das nur die Ratifizie-
rung des Abkommens von Waſhington ſein kann,
dann wird damit eine weſentliche Urſache von Arbeitskämpfen
großen Umfangs in Deutſchland wegfallen. Wegfallen würde
damit auch ein produktionshemmender Faktor fortgeſetzter Be
unruhigung. Die Unternehmer müßten dann wieder ſich mit der
Rationaliſierung der Betriebe und der Jntenſivierung der Pro-
duktion beſchäftigen.
tigen würden, daß die Verbilligung der Produktion den Arbeiterg
und Angeſtellten durch Erzielung höherer Löhne und Gehälter
zugute kommt, werden ſie die freudige Mitarbeit der Arbeitnehmer
finden. Nicht der Abbau, der Aufbau der Löhne ſichert eine ge
ſteigerte Arbeitsleiſtung. Dann wird es der deutſchen Wirtſchaft
leichter möglich ſein, die Laſten der Londoner Abkommen zu tragen

ſoweit ſie wirtſchaftlich überhaupt tragbar, vor allem über-
tragbar ſind.

Glänzende (Vahlerfolge der Sozial
demokratie.

Bemerkenswerte Wahlergebniſſe in „Oranungs“-Thäringen.
Weimar, 8. September. (Eig. Drahtbericht.)

Jn den von der thüringiſchen Regierung aus gemeindeten
Orten Schweina, Steinbach und Bad Liebenſtein fan-
den am Sonntag Neuwahlen zum Gemeinderat ſtatt. Jn
Schweina erhielten die Sozialdemokraten 7 Sitze, die Kommu-
niſten keinen und die bürgerlichen Parteien 4. Jn Steinach
entfielen auf die Sozialdemokraten 6 Mandate, die Kommuniſten
brachten es auf 1 und die bürgerlichen Parteien auf 4. Bad
Liebenſtein, das durch ſeine wirtſchaftliche Struktur keine
beſonders gute Poſition für die Sozialdemokratie bietet, wird einen
Gemeinderat erhalten, in den 3 Sozialdemokraten, 1 Hausbeſitzer
und 7 bürgerliche Vertreter einziehen.

Die Sozialdemokratiſche Partei konnte in Schweina einen
Stimmenzuwachs von 23 Prozent gegenüber der letz-
ten Landtags und Reichstagswahl buchen, während die Kommu-
niſten einen Verluſt an Stimmen von rund 30 Prozent zu
verzeichnen haben. Auch die bürgerlichen Parteien brachten weniger
Stimmen als bei den letzten Wahlen auf. Aehnlich verhält es ſich
bei der Wahl in Steinach, wo nur die Sozialdemokratie an Stim-
men gewann.

Fgaſciſten, die ſich ſelber umbringen. Jm faſeciſtiſchen Partei
hureau zu Florenz platzte geſtern eine Handgranate, wodurch

mehr als 50 Hektar hing und hängt die Ernäh- Heute wünſche die große Mehrheit des deutſchen Volkes zweifellos

Die eiſerne Flut.
(Ein Metallarbeiterroman.)
Von Paul Täumel (Halle).

1. Teil.

21 Nachdruck verbozen.)Er hatte aber auch dabei manche niederdrückende Erfahrung
machen müſſen. Seine Berufskollegen waren nicht in allen Be
trieben ſo geſonnen, wie er geglaubt hatte. Er mußte manche
Gleichgültigkeit, ja ſogar manches Mißtrauen überwinden, undzuzeiten überkam ihn deshalb eine ſeeliſche Müdigkeit, wobei in

ihm die Frage auftauchte, ob ſich denn dieſe gewaltige Anſtrengung
überhaupt lohnte. Nachher aber, als es ihm gelungen war, alle
Betriebe reſtlos zu einem einhditlichen Vorgehen zuſammenzufaſſen,
erfüllte ihn ſeine Arbeit mit einem freudigen Hochgefühl. Aber
auch der Ring der Unternehmer hatte ſich feſt geſchloſſen gezeigt.
Nirgends hatten die, manchmal mehrfach ſtattgefundenen Unter-
handlungen zwiſchen den Kommiſſionen und den Arbeitgebern ein
poſitives Reſultat ergeben. Die großen Werke hatten kurz und
bündig erklärt, es wäre ihnen eine Unmöglichkeit, ihren Arbeitern
in dieſer Frage entgegenzukommen. Die kleineren Werke hatten
ſich wiederum auf die größeren berufen, ſie könnten in dieſer An
geelgenheit nicht vorangehen, das müßten die großen tun. Sie
hätten ja Verſtändnis für die Forderungen, und ſie wären auch
nicht abgeneigt nachzugeben, aber ſie wären ſelbſt abhängig, und
erſt wenn es den anderen Arbeitern gelungen wäre, bei den großen
Werken ihr Ziel, größtenteils wenigſtens, zu erreichen, würden ſie
ihren eigenen Arbeitern, ohne ein Wort zu verlieren, dasſelbe
gewähren. Neuringh ſah ein, daß jetzt der Augenblick gekommen
ſei, zum letzten und ſchärfſten Mittel zur Arbeitseinſtellung
zu greifen. Er freute ſich darauf. Er wollte den Unternehmern
ſchon zum Tanz aufſpielen. Das, was er von Anfang an für un-
vermeidlich gehalten hatte, würde jetzt zur Notwendigkeit. Er
unterrichtete die Bezirksleitung davon und vereinbarte Tag und
Stunde, an dem eine Funktionärſitzung die entſcheidenden
ſchlüſſe faſſen und den Mitgliedern zur Abſtimmung unterbreiten

Be

lohten, ſo nannte ſie Franz

ſtriellen aufmerkſam detreibenden Kräften im wirklichen Leben bisher nicht die geringſte

ſollte.
Bei der Firma Schwarz Co. hatte das Vorſtelligwerden des

d m

zwei Faſciſten getötet und fünf verwundet wurden.

Arbeiterausſchuſſes und die Unterbreitung der Forderungen durch
ihn bei der Betriebsleitung die erſten praktiſchen Schritte zur
Schaffung eines wirtſchaftsfriedlichen Werkvereins ausgelöſt.

Hedwig Riebeck, die erſt durch das Geſpräch zwiſchen ihrem Ver
jetzt, und ihrem Vater auf die bevor

ſtehenden Kämpfe zwiſchen den Metallarbeitern und den Jndu-
geworden war hatte ſie doch von den

Ahnung gehabt hatte ihren Vater ſehr gequält, er möge es
ermöglichen, daß ſie dieſer Gründungsverſammlung beiwohnen
könne. Sie wollte die Dinge, die ſich drohend gegen ihre Liebe
zu Franz erhoben, aus eigener Anſchauung beurteilen lernen.
Jhr Vater hatte ſich erſt lange geſträubt, ſchließlich aber doch
nachgegeben. So nahm ſie denn mit einem kleinen Kreis von
Ehefrauen einzelner Beamten des Werkes an dieſer Veranſtaltung
teil. Aufmerkſam verfolgte ſie alle Vorgänge im Saal, ſie ſchienen
ihr ſo gefälliger Natur. Kein Wort von den Ausführungen, welche
die beiden Vortragenden machten, entging ihr. Sie ſchienen ihr
ſo vernünftig und ſo zweckmäßig zu fein, daß man eigentlich kein
Wort dagegen einwenden konnte. Ein friedlichſchiedliches Zu-
ſammenarbeiten zwiſchen Werksleitung und Belegſchaft ſollte das
Ziel des Vereins ſein. Vermeidung von Kämpfen, namentlich
Streiks, mit ihrer zerſtörenden Wirkung auf den Abſatz der Werke
und der verbleibenden tiefen Erbitterung zwiſchen beiden Parteien.
Dem tüchtigen Arbeiter in ſeinem Beruf ſollte höherer Verdienſt
durch gegenſeitige Verſtändigung gewährleiſtet werden. Sie
fennte nach diefem Abend die Frauen verließen die Ver-
anſtaltung zeitiger, um ihren zurückbleibenden Männern noch Ge-
legenheit zu einem zwangloſen Zuſammenſein mit den ziemlich
zahlreich anweſenden Arbeitern zu geben es gar nicht verſtehen,
daß hinter dieſer harmloſen Maske ſich die tiefſten Gegenſätze ver-
ſtecken ſollten.

Sie wurde in ihrer Anſicht allerdings wieder unſicher, als ſie
mit Franz ausführlicher darüber ſprach. Franz Neuringh fühlte
ſich glücklich, daß er in jeder Woche einmal eine Einladung zu
einem Beſuch bei Riebeck bekam. Er ſah in ſeinem Glück die
Wolken, die ſich zuſamenballten, auch nicht als ſo bedrohlich an,
her den Kern der Gegenſätze der beiden Lager kannte er zur

Genüge. Einmal äußerte Hedwig Franz gegenüber, ſie müßte
nun auch einmal an einer Verſammlung des Metallarbeiter-
verbandes teilnehmen, und ihr Verlobter mußte viele Worte auf-

leuchten zu laſſen. Dann wandte ſie wieder ein, warum denn
nicht der Metallarbeiterverband den Verſuch machte, auf gütlichem
Wege eine Verſtändigung mit den Fabrikbeſitzern herbeizuführen.
Wenn alle guten Menſchen dabei mitwirken würden, dann müßte
dies doch leicht möglich ſein.

Da erzählte dann Franz die Vorgeſchichte der Bewegung, die
Aufſtellung der Forderungen, die Einreichung durch ſeinen Bruder,
die Ablehnung durch die Unternehmer, das Vorſchicken der Kom
miſſionen in den einzelnen Betrieben und die nochmalige Ab-
lehnung. Er ſchilderte ihr die ganze breite Front zwiſchen den
kämpfenden Parteien, die ſich über das ganze Deutſchland, ja über
alle Jnduſtrieländer ausbreitete. Es gab keinen Tag, der einen
Stillſtand brachte. Es war ein großes, gewaltiges. unermüdliches
und zähes Ringen, und was hier am Orte zum Ausbruch treibe,
ſei nur ein einziges kleines Stückchen davon.

Dann fragte ſie wieder, ob denn wirklich die Erſparung einer
Stunde Arbeitszeit eine ſolche ungeheure Kraftaufwendung nötig
mache. Es könnte ja jeder für ſich arbeiten, wie er Luſt hätte.
Darüber kamen ſie immer mehr in ein langes Geſpräch über die
ſchlimmen Zuſtände, wie ſie in noch früheren Zeiten exiſtiert
hatten, und die wahrſcheinlich noch beſtehen würden, wenn ſich die
Arbeiter nicht zuerſt impulſiv, dann aber planmäßig dagegen ge
wehrt hätten. Schließlich fragte Franz ſie, wenn ſie nun ſeine
Frau ſei, ob ſie es dann nicht doch lieber ſehen würde, wenn er

nach 9 Stunden, als nach 10 Stunden nach Hauſe käme
enn ſolange ſie voneinander getrennt ſeien, hätten ſie ja doch

nichts vom Leben. Da geſtand ſie glücklich ſeufzend, daß ſie
unterlegen war ſie würde wohl noch tüchtig die Augen auf-
machen müſſen, wenn ſie alles richtig beurteilen wollte, was um
ſie vorgehe.

Karl Neuringh hatte vor der entſcheidenden Funktionärſitzung
eine lange Unterredung mit dem Bezirksleiter. Dieſer wollte es
immer noch nicht zugeben, daß man ernſtlich mit einem all
gemeinen Streik rechnen müſſe. Er nahm immer noch an, die
Arbeitgeber würden wenigſtens die Verkürzung um eine halbeStunde täglich gewähren, wenn ſie den Ernſt der Bewegung
merkten. Deshalb ſchlug er vor, in den drei größeren Betrieben
nochmals die Arbeiterausſchüſſe vorzuſchicken, aber während der
Verhandlungen das ſchärfere Mittel der paſſiven Reſiſtenz an
zuwenden. Die Belegſchaft ſollte wohl in den Betrieben bleiben
aber die Maſchinen ausrücken und keinen Handſchlag machen, da

wenden, um ihr die Gründe, die das unmöglich machten, ein würde helfen.

Jn dem Maße, in dem ſie dabei berückſich-
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Der Rampf um aie Arbenszeit.
Von Eugen Prager.

n ihrem Broſchürenkrieg gegen die Arbeiterſchaft haben die
Arbeitgeberverbände den zweiten efeuert. u er
ſchien die von ihnen angekündigte Schrift über die „Arbeits-
zeitfrage in Deutſchland“, die „den De zum Wieder
aufbau von Volk und Wirtſchaft ebnen ſoll. Falle das deutſche
Volk, ſo wird verſichert, erneut in den Fehler des ſchematiſchen

tundentages zurück, ſo werde die deutſche Wirtſchaft nicht in
e ſein, irgendwelche Reparationsverpflichtungen zu tragen.

Wenn die Arbeitgeberverbände vom deutſchen Volke reden, ſo kann
man ſicher ſein, daß ſie darunter ſich ſelbſt verſtehen. Wie die
Unternehmer ſich für die „Träger der Wirtſchaft“ halten und die
Arbeiter als „Hände“ behandeln, ſo dient der Begriff des Volkes
ihnen dazu, um dahinter das Bedürfnis nach z x Aus
beutung der Allgemeinintereſſen zu verbergen. Sind das alles be
kannte rer ſo erſtaunt man um ſo mehr darüber, daß die Ar
beitgeberverbände ſich jetzt ſo beſorgt um die Ausführung der Repa
rationsverpflichtungen zeigen war es nicht die Maſſe der Unter
nehmer, die es bisher noch ſtets verhindert hat, daß Deutſchland
durch Abtragung ſeiner Verpflichtungen aus dem verlorenen Kriege

Zu politiſcher Selbſtändigkeit und wirtſchaftlichem Aufſtieg
omme?

Die Schrift der deutſchen Arbeitgeberverbände geht von der Be
hauptung aus, daß der ſchematiſche Achtſtundentag die Produktion
auf 70 Prozent verringert habe; die deutſche Wirtſchaft arbeite
heute auf drei Viertel ihrer Baſis der Vorkriegszeit und müſſe an
nähernd die gleiche Volksmenge wie früher ernähren. Sie produ-
iere mit einer Vorbelſiſtung, wie ſie das Ausland nicht annäherndJenne. Sie habe heute ſchon ohne die Reßarationsverpflichtungen

das Zehnfache des Vorkriegsſtands an öffentlichen Abgaben aufzu-
bringen, das Doppelte an Soziallaſten, das Doppelte an unproduk-
tiven Laſten, das Zwei und Dreifache an Frachten, das Zehn bis
Zwanzigfache an Zinſen und dazu ungefähr dieſelbe Lohnſumme
wie in der Vorkriegszeit. Die Verzinſung und Amortiſation der
Jnduſtrieobligationen, die Aufbringung der Verbrauchs und VerLehrsſteuern r die Reparationen blieben auf der deutſchen Wirt-
ſchaft hängen. Daraus ergebe es ſich, daß die Arbeitszeitfrage
keine politiſche, ſondern eine wirtſchaftliche Frage ſein müſſe. An
dieſe Belehrung ſchließt ſich die weitere Behauptung an, daß die
Verlängerung der Arbeitszeit ſeit dem Ende des vorigen Jahres
bereits die günſtigſten Ergebniſſe für die Produktion gezeitigt
hätte, daß der Mehrverdienſt, den die von der Arbeitszeitverlänge
rung betroffenen Arbeiter erzielten, ihnen ſelbſt und der Wirtſchaft
zugute kämen und daß auch vom geſundheitlichen Standpunkt keine
Bedenken gegen die Verlängerung der Arbeitszeit beſtänden. Ge
wiß ſei vor dem Kriege feſtgeſtellt worden, daß die Verkürzung der
Arbeitszeit den Arbeitern ebenſo wie den Unternehmern Vorteile
brächte; das gelte aber für die Verkürzung von 12 auf 10 Stunden,
dagegen gebe es noch keine Erfahrungen für die Verkürzung auf
8 Stunden und insbeſondere ſei die deutſche Wirtſchaft nach den
Verluſten des Krieges und der Nachkriegszeit unfähig, den Acht-
ſtundentag allgemein durchzuführen. Bisher ſei die deutſche ArJeiterſchaft dem deutſchen Volke auch den Beweis dafür ſchuldig ge-

blieben, daß ſie in 8 Stunden dasſelbe leiſten würde wie vor dem
Krieg in längerer Arbeikszeit. Sie müßte alſo jetzt ſo lange
arbeiten, daß „durch unſerer Hände Arbeit“ der Bedarf für die
innere Verwaltung und für die Lebenshaltung aufgebracht und der
zehnte Teil des geſamten Arbeitsertrages neben der Verzinſung
und Amortiſation von Auslandsſchulden abgeführt werde.

Daß in der Nachkriegszeit die Menge der in Deutſchland er
zeugten Güter hinter letzten Kriegsjahre zurückgeblieben
tſt, wurde auch von der Arbeiterſchaft nicht beſtritten. War aber
der Achtſtundentag daran ſchuld Zuerſt muß feſt
eſtellt werden, daß die Durchführung des Achtſtundentages imJahre 1919 eine Arbeitszeitverkürzung von 754 Stunden pro Woche

und Perſon bewirkt hat; die tägliche Verkürzung der Arbeitszeit
betrug alſo nur wenig mehr als eine Stunde. Berückſichtigt man,
daß von der Einführung des Achtſtundentages die bis dahin un-
organiſierten Arbeiter e Vorteil hatten, während die ge
werkſchaftlich organiſierten Arbeiter, die vornehmlich in den für die
deutſche Wirtſchaft entſcheidenden Jnduſtrien beſchäftigt ſind, ſchon
vorher kürzere Arbeitsgeiten hatten, ſo kommt man zu dem Schluſſe,
daß gerade in den wichtigſten Teilen der deutſchen Wirtſchaft die
durch den Achtſtundentag erreichte HKürzung der Arbeitszeit kaum
eine Stunde pro Tag und pro Perſon erreicht hat. Und das ſoll
den Rückgang der Produktion um 30 Prozent verurſacht haben?

Nein, nicht der Achtſtundentag war an dem Rückgang der Pro-
duktion ſchuld, ſondern ganz andere Faktoren müſſen dafür ver
antwortlich gemacht werden. Eine der wichtigſten Urſachen des
Produktionsrückganges bilden die durch den Krieg hervorgerufenen
Störungen im Produktionsapparat und in der Organiſation der
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, die noch jahrelang nachwirkten, die in
der Jnflationsperiode 3 ar noch verſtärkt wurden. Dazu kam dieVerengung der Kohlen afſs und die Abnutzung der Förderanlagen

im Bergbau. Die „Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitung“, das bekannte
Unternehmerblatt, mußte am 16. November 1920 zugeben, daß im
Kohlenbergbau ein ungeheurer Raubbau betrieben worden ſei und
daß eine Beſſerung erſt eintreten könne, wenn ſehr koſtſpielige Er
neüerungsanlagen ausgeführt ſeien. Zu der mangelhaften Ver-ſorgung der Induſtrie mit Kohlen kam die Abnuhung der Ma
ſchinen, die ungünſtige Verkehrslage, die Mangelhaftigkeit der
weiterverarbeitenden Roh- und Halbſtoffe und ſchließlich der Mangel
an Zwiſchenprodukten, der hemmend auf die Fertiginduſtrie ein-
wirkte. Jm „Wiederaufbau“, Nr. 9, Jahrgang 1922/23, machte Dr.
von Siemens den Halbſtoffmangel, die ungewiſſe Anlieferung und
die verſchlechterte Qualität der Vorfabrikate für die Hemmung und
Verteuerung der Fertigfabrikation verantwortlich. Schließlich darf
man nicht vergeſſen, daß die deutſche Volkswirtſchaft durch den
e ein Fünftel bis ein Viertel der erwerbstätigen Männer ver-
oren hat.

Zu dieſen objektiven Urſachen für den Rückgang der Produktion
in der Nachkriegszeit kommt die Wandlung der Pſhche des deut-
ſchen Unternehmertums Die deutſche Induſtrie hatte nach dem
Kriege auf dem Weltmarkt mit Konkurrenzbedingungen zu rechnen,
wie ſie ſie ähnlich niemals vorher gehabt hatte. Auf dem Jnlands-
markt hatte ſie überhaupt keine Konkurrenz, faſt ein Jahrzehnt
lang überſtieg die Nachfrage das Angebot, die Produzenten konntenden Konehmern die Preiſe und die Zahlungsbedingungen, ohne
Widerſtand zu finden, diktieren. Der Stachel der Konkurrenz blieb
alſo aus, nicht die am beſten eingerichteten, ſondern die rückſtändig-
ſten Unternehmungen bildeten den Maßſtab für die Kalkulation.
Das führte zur techniſchen und organiſatoriſchen Zerrüttung der
deutſchen Privatwirtſchaften. Unproduktive Zwiſchenglieder konn
ten ſich in Maſſe zwiſchen Produzent und Verbraucher einſchieben,
die Geſamtwirtſchaft wurde mit einer außerordentlich unproduk-
tiven Arbeit belaſtet. Die deutſche Induſtrie arbeitete nach dem
Prinzip, die Valutakonjunktur auszunutzen, ohne Vorſorge für
künftige Zeiten zu treffen. Nach dem Vorbilde von Stinnes wurde
nicht die techniſche Eniwicklung gefördert, ſondern man ſuchte ſich
der Konjunktur ſpekulativ anzupaſſen. Die Konjunkturgewinne
wurden nicht al rusk ſie flüchteten in unproduktive Sach-
wertanhäufung und Luxuskonſum. kueAtarheprf P eispolitik der Kartelle und Syndikate legte
der Entwicklung der Produktion ſchwere Hinderniſſe in den Weg,
Dieſe Preispolitik iſt eine der weſentlichen Urſachen dafür, daß die
deutſche Wirtſchaft immer unrationeller arbeitete. Eines der be
kannteſten Beiſpiele iſt die Zementinduſtrie, in der die meiſten
Werke ſchon vor dem Krieg veraltet waren. In ſeiner 1922 er-
ſchienen Schrift „Erfaſſung der Sachtverte und Reparations-
problem“ ſchreibt der frühere Berliner Stadktrat Alfons Horten
darüber:

„Man verdiente ja genug unter dem Schutz des Syndikats und
im Beſitze einer genügenden Syndikatsquote und fand es beque
mer, bei zurückgehendem Gewinn die Preisſchraube etwas an
zudrehen, als durch koſtſpielige Neu und Umbauten veraltete
Einrichtungen zu beſeitigen. Wie verheerend im Laufe der Zeit
dieſe Wirkungen für unſere Wirtſchaſt geworden ſind, ergibt
ſich aus folgendem: Ein modernes Großzemeniwerk erzielt eine
Leiſtung von 6000 Faß jährlich pro Arbeiter. Der Durchſchnitt

der Lei den deutſ ementwerken iſt dagegen nura h re Vurktel a i re ver Pera
Einricht und des unrationellen Betrie bei gleicherr

Arbeiterzahl nur ein Sechſtel der Leiſtung eines modernen
Werkes erreicht. Dementſprechend ſind die Geſtehungskoſten und
Verkaufspreiſe geſteigert. Anſtatt nun die guteingerichtetenWerke voll zu berr und die alten Fabriken zu ſchließen,

wird unter ungeheurer r von Material, beſonders
Kohlen, und von Arbeitskraft die Verteilung durch das Syndikat
auf alle Werke gleichmäßig nach ihrem Arbeitsverhältnis vor-
enommen, ſo daß jedes Werk nur mit einem Bruchteil ſeiner
iſtung beſchäftigt iſt. Der Preis Wird dann ſo bemeſſen, daß

das am unrentabelſten arbeitende Werk bei dieſer geringen
Beſchäftigung noch ſo viel verdient, daß das Anlagekapital recht
auskömmlich verzinſt wird.“

Aehnliche Zuſtände ſind in einer ganzen Reihe anderer Jn-
duſtrien zu beobachten. Der Achtſtundentag, mochte er auch bei
einzelnen Unternehmungen Schwierigkeiten verurſacht haben, war
in ſeiner Geſamtwirkung weder eine Urſache zur Herabſetzung der
erzeugten Gütermenge, noch hat er die Konkurrenzfähigkeit der
deutſchen Induſtrie beeinträchtigt. Es iſt richtig, daß zahlreiche
Unternehmer in der Geldentwertungsperiode Verluſte an ihrer
Subſtanz und an Betriebskapital erlitten haben daxan iſt aber
nicht der Achtſtundentag ſchuld, denn zu derſelben Zeit konnten
ſich rieſige Vermögen in wenigen Händen anſammeln und der
produktiven Wirtſchaft entzogen werden. Jn einer Darſtellung
der Entwicklung der großen Vermögen von 1914 bis 1924 ſagt
Ernſt Neckarsulmer, daß das Vermögen von Hugo Stinnes
vor dem Kriege ungefähr 30 Milkionen betragen hatte; als er im
April dieſes Jahres ſtarb, wurde es auf weit über eine Gold-
milliarde geſchätzt. Der bekannte Finanzmann J. Michael, der
heute zu den reichſten Leuten in ganz Deutſchlands zählt, beſaß
vor zehn Jahren überhaupt kein nennenswertes Vermögen. Andere
in der Nachkriegszeit vielgenannte Finanzgrößen, wie Hugo Herz
feld, Otto Markiewicz, Richard Kahn, Sklarz, Hofrat Hartmann,
Otto Wolff, waren vor dem Kriege kaum dem Namen nach bekannt.
Sie und ſo manche andere wurden immer reicher, je mehr das
Land verarmte. Statt die Ströme, in die die Gewinne aus der
Jnflationszeit abgefloſſen ſind, abzufangen und ſie der Allgemein-
heit wieder zuzuführen, wollen die Unternehmer die Arbeiter jetzt
zwingen, durch verlängerte Arbeitszeit das wiedereinzubringen,
was allein durch die Schuld der beſitzenden Klaſſen in Deutſchland
im vergangenen Jahrzehnt an wirtſchaftlichen Werten verloren-
gegangen iſt.

Gegen den Brotwucher!
Der neugegründete Sozialdemokratiſche Aerztebund

hat in ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen, folgende Reſolution der
Oeffentlichkeit zu übergeben:

Zehn Jahre Hungersnot liegen hinter uns und ſchon wieder wird
dem Proletariat, den Arbeitern, Angeſtellten und Beamten ein
neuer Kampf um die Grundlagen ihrer Exiſtenz durch die Mehr-
heit dieſes Reichstages aufgezwungen. Schutz der heimatlichen
Produktion iſt ihr Schlachtruf, Aushungerung und erneute Knecht-
ſchaft der werktätigen Bevölkerung die Wirkung dieſer Politik.
Verrauſcht ſind die Phraſen von der Volksgemeinſchaft, die die
Not gemeinſam zu ertragen habe.

Wieder hat das Maſſenſterben im alten und im neuen Prole-
tariat begonnen; die Not der Kinder ſteigt und ſteigt; die Tuber-
kuloſe fordert neue Opfer; Tauſende und Zehntauſende gehen
wieder durch Erſchöpfung zugrunde.

Aber der größte Teil der bürgerlichen Parteien duldet ſtill-
ſchweigend die geplante ungeheuerliche Preisſteige-
rung der i Nahrungsmittel durch Schutzzölle.
Wo bleiben in dieſem Kampfe die Aerzte, die ſich doch ſonſt

immer als die allein berufenen Hüter der Volksgeſundheit auf-
zuſpielen belieben? Warum erheben nicht auch ſie ihre Stimme
gegen den erneuten Raubbau an der Geſundheit des Volkes?
Dauernd predigt man, daß der Menſch der wertvollſte, der uner-
ſetzlichſte Teil unſeres Staatsvermögens ſei, daß wir gerade in
folge des Krieges mehr denn je Menſchenökonomie zu treiben
hätten. Vergeſſen haben dieſe Kreiſe ihre Klagen über Hunger-
blockade, über das Sterben der Säuglinge, über den Geburten-
rückgang, denn es gilt, dem Großkapital und den Agrariern, den
Stützen ver bürgerlichen Geſellſchaft, ihre verlorene Vormacht-
ſtellung wieder in die Hände zu ſpielen.

Einführung der Schutzzölle bedeutet den Hungertod für Tau-
ſende von Proletariern. Nachdem der Kampf gegen den äußeren
Feind verloren wurde, ſoll der innere Feind, die arbeitenden
Klaſſen, durch die Jnflation zermürbt, von den verbündeten Agra-
riern ausgehungert werden. Zwölf Millionen Deutſche wurden
ein Opfer des Krieges und der Nachkriegszeit. Millionen ſteht
der Hungertod bevor.

Die mediziniſche Wiſſenſchaft aber und ihre Vertreter als nur
allzu willige Diener der bürgerlich-kapitaliſtiſchen Geſellſchaft
laſſen ſtillſchweigend neues Elend über Frauen und Kinder kommen.
Die bürgerliche Aerzteorganiſation, einig im Kampfe gegen die
Sozialverſicherung, fördert durch Stillſchweigen dieſen Zuſtand.

Um die neue Hungerblockade gegen die arbeitenden
Maſſen durch dieſe deutſchen Volksgenoſſen zu verhüten, erheben
die Aerzte des ſozialdemokratiſchen Aerztebundes, die aus eigener
Anſchauung wiſſen, wie das Proletariat hungert, wie Säuglinge
und werdende Mütter dahinſiechen, ihre warnende Stimme. Es
iſt die geſchichtliche Miſſion der Sozial demokratiſchen Partei,
geſtützt auf die Ergebniſſe der Wiſſenſchaft, den Kampf gegen dieAusbeutung in jeglicher Form mit aller Schärfe zu führen.

Schutzzölle bedeuten Siechtum und Tod des durch zehnjährige
Entbehrungen entkräfteten Volkes. Wenn unſer Mahnruf un-
erhört verhallt, werden in kurzer Zeit Tauſende von entkräfteten
Kindern durch die Schutzzollpolitik der Agrarier und der Groß-
induſtrie zugrunde gehen als neue Opfer des deutſchen Kapita-
lismus.

Der ſozialdemokratiſche Aerztebund.

Dr. Moſes. Dr. Weyl. Dr. Marx.

Die Zollſchranken gefallen.
Berlin, 9. September. (Radiomeldung.)

Vom 9. September an ſollen, wie der leitende Zollausſchuß der
Rheinlandkommiſſion mitteilt, an der Binnenzollgrenze keine Zölle
mehr erhoben werden für die aus dem unbeſetzten Deutſchland
nach dem beſetzten Gebiet und in umgekehrter Richtung verkehren-
den Pakete. Jn der Zollbehandlung der Auslandspakete tritt im
beſetzten Gebiet eine Aenderung nicht ein.

Der hbannoverſche Abbaubeſchluß.
Die Zuſtimmung Leinerts von der Partei mißbilligt.

Der Ortsvorſtand der Sozialdemokratiſchen Parkei Hannovers
hat zu den Vorgängen im Rathaus über den Abgang des Ober
bürgermeiſters Genoſſen Leinert in eingehender Beratung
Stellung genommen. Der Vorſtand verurteilt, daß der Genoſſe
Leinert nicht die Parteiinſtanzen von ſeinen Abſichten in Kenntnis
geſetzt hatte, und ſpricht ihm wegen dieſer Handlung und wegen
des Jnhalts ſeines mit dem „Ordnungsblock“ abgeſchloſſenen Ver-
trags die ſchärfſte Mißbilligung aus.

Trauriges Ende einer kommuniſtiſchen Aktion.
Jm Herbſt 19283 waren Gerüchte aufgetaucht, daß ſich in Glin-

d ow bei Potsdam eine proletariſche Hundertſchaft ge-
bildet haben ſoll, Uebungen ſollten gemacht worden ſein, Waffen
verborgen gehalten und alle Anzeichen ſprachen dafür, daß eine ſog
Organiſation zuſammengeſchloſſen war. Aktiv trat die Verbin
dung in der Nacht zum 20. November hervor, als der junge von
Kähne einen blutigen Zuſammenſtoß mit zwei Glindower Ar
beitern hatte. Gegen 11 Uhr nachts zogen große Trupp

Straßzen Glindore. in Obverlandjäger wurde entwaffnet und ein
Reichswehroffizier überfallen. Beamte der politiſchen Polizei in
Berlin ſtellten lungen an und dieſe führten zur Anklage von
30 Die Angeklag:en beſtritten vor dem Potsdamer
Schöffengericht, ſ toriſch zuſammengeſchloſſen zu haben.
Nach zweitägiger Verhandlung wurde das Urteil gefällt. Der
Hauptangeklagte Sauer wurde wegen Vergehens gegen S 128 und
J 129 des Strafgeſetzbuchs zu 6 Monaten Gefängnis vernrteilt.
Sechs weitere Angeklagte zu 2 bzw. 4 Monaten Gefängnis, 23 An
geklagte wurden freigeſprochen. Das iſt nun das Ende dieſer kom
muniſtiſchen „Aktion“. Die junkerlichen Freiſchützen auf Schloß
Petzow erfreuen ſich beſten Wohlergehens, während die Verurteilten
ins Gefängnis wandern.

Schwierige Verhaftung eines Kommuniſten. Aus Dortmund
meldet WTB.: Als der kommuniſtiſche Führer Kirch verhaftet
werden ſollte, ſchoß er aus zwei Piſtolen auf die ihn verfolgenden
Schutzleute und Zivilperſonen. Ein Kriminalbeamter und
ein Schul junge wurden durch Schüſſe verletzt, eine Frau
durch einen Schuß in den Leib ſofort getötet. Die Ver-
fobgung des Verbrechers, der ſich auf ein Fahrrad geſchwungen
hatte, wurde in einem Automobil fortgeſetzt, und Kirch wurde
ſchließlich verhaftet.

Parteitag der Schweizer Sozial

demokratie.
Einmütige Annahme eines neuen Parteiſtatuts.

Baſel, 9. September. (Eig. Drahtbericht.)
Vom Sonnabend bis Montag tagte hier der Parteitag der

Schweizer Sozialiſten, an dem 270 Delegierte für 120 000 Mit
glieder teilnahmen. Der bisherige Vorſitzende, Nationalrat Rein
hart, wurde als Vorſitzender wiedergewählt. Der Sitz der
Parteileitung bleibt in Bern. Das neue Parteiprogramm wurde
einmütig angenommen. Jn ihm wird die 48-Stunden-Woche ge
fordert und die grundſätzliche Behördenwahl durch das Volk ſowie
die Teilnahme der Arbeiterſchaft am Bundesrat verlangt.

Die Unruhen in Afghaniſtan. Berichte aus Afghaniſtan be
ſagen, daß zwei blutige Zuſammenſtöße zwiſchen Regierungs
truppen und Aufſtändiſchen im Choſtgebiete ſtattgefunden hätten.
Jn dem erſten Gefecht ſollen die Aufſtändiſchen 800 Tote und im
zweiten deren 500 gehabt haben.
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Wirtſchaftsponitſk.
Beſſerung des irtſchaftslebens

Jm Laufe der verfloſſenen Woche hat eine Reihe von Jnduſtrien
eine bemerkenswerte Belebung erfahren. Werden größere Rück
ſchläge vermieden, ſo iſt noch vor Eintritt des Winters mit einer
erheblichen Beſſerung des Arbeitsmarktes zu rechnen.

Die Belebung vollzieht ſich ſo verſchieden und auf Grund ſo ver
ſchioedener Urſachen, daß es ſchwer iſt, ein einheitliches Bild zu
geben. Vor allem ſieht es um die Rohſtoffinduſtrie noch traurig
aus. Das gilt beſonders für den rheiniſch- weſtfäliſchen Kohlen-
bergbau, während das Siegerländer Erzbaugebiet, wo ſo ziemlich
alles zuſammengebrochen iſt, mäßige Entſpannung zeigt. Kritiſch
ſcheint ſich die Lage des Bergbaues im Kaſſeler Randgebiet, den
die Kohlennot inflationiſtiſch hochgetrieben bat und der jetzt unter
Konkurrenz der rentableren rheiniſchen Braunkohle notleidend
geworden iſt, zu geſtalten. Auch der Bezirk Halle hat noch
ſchlechte Beſchäftigung, während z. B. im Zeitzer und Bitterfelder
Reviex und im Bezirk Meuſelwitz faſt ausſchließlich voll gearbeitet
wird und Neuanlagen erfolgten. Eine Ausnahme in der Rohſtoff
induſtrie macht der Kalibergbau. Die Bereinigung wird in
ihm ſyſtematiſch fortgeſetzt, wie die Stillegungen im Ronneberg-
Konzern (Thiederhall) beweiſen. Jntereſſant ſind hier die jüngſt
eingetretenen Aufkäufe, die wohl den Rieſenkonzern Wintershall
in den Beſitz der Kontrolle über 50 Prozent der Geſamtkaliförde-
rung gebracht haben.

Ebenſo uneinheitlich wie in der Rohſtoff, iſt die Entwicklung in
der Metallinduſtrie; beſonders werden die Ausſichten der Weſt-
induſtrie bisher noch immer nicht günſtiger beurteilt. Die Be
lebung wird nur da von Dauer ſein können, wo ſich auch die Märkte
beleben. Vor allem iſt die Möglichkeit, zu exportieren, maßgebend.
Hier haben ſich teilweiſe die Ausſichten gebeſſert; ſo ſoll z. B. für
kleinere ſächſiſche Werkzeugmaſchinen gute Ausfuhrmöglichkeit nach
Jtalien, Spanien, England und Amerika beſtehen. Was hinſich:
lich des Exports über den Preis geſagt worden iſt, gilt auch für
den Jnlandsabſatz. Darüber können künſtliche Belebungen der
Kaufkraft nicht hinwegtäuſchen. Hier heißt es durchweg, das Ge
ſchäft langſam und mit geſenktem Preiſe zu beleben. Um ſo ge
fährlicher ſind die Verſuche zur Steigerung der jetzt im Vergleich
zu früher recht auskömmlichen land wirtſchaftlichen Preiſe. Hier
beſteht das Beſtreben, die reichlich (z. B. für Roggen) geſtiegenen
Erzeugerpreiſe auf den Detailpreis abzuwälzen.

Jn, Wechſelwirkung mit der Ausſicht auf Belebung in der 77
duſtrie ſteht die Erholung der Börſen. Jedenfalls iſt durch das
Steigen der Effektenkurſe die Kapitalkraft der Banken und Werke
geſtärkt, ſo daß der Finanzierung erhebliche Mittel zur Verfügung
ſtehen. Dazu kommt, wie das Steigen der deutſchen Anleihen in
Neuyork beweiſt, die günſtigere Stimmung gegenüber den deutſchen
Kreditgeſuchen.

Notſtandsmaßnahmen für die Land-
wirtſchaft.

Forderungen der preußiſchen Sozialdemokraten.
In verſchiedenen Teilen des Reiches, wie in der Wetterau, in der

Rheinprovinz, im Bezirk Kaſſel, in Oſtpreußen, in den höher ge
legenen Landſtrichen Bayerns uſw., ſind infolge des wochenlangen
Regens ſchwere Verwüſtungen der Ernte feſtzuſtellen.
Preußen richtete an das Reichsernährungsminiſterium zum Zweck
raſcher Hilfeleiſtung folgende Forderungen: Zunächſt eine allge
meine Erleichterung in der Kreditgewährung, ſodann Verwendur
des Reſtes des Erntebergungskredikes in Höhe von 20 bis 80 Mil
lionen für die Notſtandsaktion, zugleich Erhöhung des Ernte-
bergungskredits. Ferner Verlängerung der Laufzeit der auf dret
Monate befriſteten Kredite auf ſechs Monate, ſowie Erleichterung
der Zinsbedingungen und Uebernahme eines Teils der Zinszah
lungen auf Reich und Staat. Schließlich Einführung möglichſt
niedriger Notſtandstarife für die Beförderung von Saatgut durch
das Reichsverkehrsminiſterium.

Der Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtages forderte in einem
von den Sozialdemokraten vorgelegten Antrag vom Staatsminiſte
rium, raſch Maßnahmen zu treffen, die den Ankauf von Saat-
getreide für Herbſt und Frühjahr, insbeſondere durch Kreditgewäh-
rung und weitgehende Steuerſtundung erleichtern ſollen.

Kanitz' heidenſtück.
Die Berliner Produktenbörſe hat auf das Ausfuhrverbot für

Brotgetreide nur mangelhaft reagiert! Der Roggenpreis ſchwächte
ſich nur gegen 184 bzw. 190 auf 180 bzw. 186 und der Weigzen-
preis von 215 bzw. 225 auf 212 bzw. 222 Mk. ab, nachdem es
Herr Kanitz glücklich fertiggebracht hat, durch die Ausfuhrerlaub
nis den Preis für Brotgetreide pro Tonne um faſt 50 Prozent
zu ſteigern.

Brotpreisſteigerung in Frankreich. Wie der „Matin“ meldet,
iſt im Preiſe für Mehl auf dem Pariſer Markte eine neue Steige
rung zu verzeichnen. Man befürchtet eine neue Brotpreiserhöhung.

Ueber 100 000 Feierſchichten in der Woche. In der erſten Sep
temberwoche wußten im Ruhrkohlenbergbau wegen Abſatzmangels

z durch die 113 534 Feierſchichten eingelegt werden.
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Huusſtonen!

Aus aller Weh.
Das Potsdamer Eiſenbahnunglück vor Gericht.

Jn dem P ß wegen des ammenſtoßes vor dem Pots-damer Bahnhof verurteilte das Schr c Schöneberg den
Eiſenbahnſekretär Krüger wegen fahrläſſiger Tötu Körper
verletzung im Amte und Transportgefährdung zu 4 onaten

r r ber n wurde rgeſprochen. ri ſ m Angeklagten ügerunter Abſtandnahme von einer Geldbuße eine dreijährige Bewäh
rungsfriſt zuzubilligen.

Das Verfabren gegen den Maſſenmörder Haarmann.
Durch die ärztliche Unterſuch Haarmanns ſeit der Ueber-

führung des Sexualmörders in die Provinzialheilanſtalt nach
Göttingen hat ſich kein neues Moment ergeben. Der Pſychiater,
Geh. Rat Schulze, hat noch kein abſchließendes Urteil
vorgelegt. Man rechnet damit, daß die Beobachtung Haarmanns
etwa Mitte dieſes Monats in Göttingen abgeſchloſſen ſein wird.
Jedenfalls ſoll die Vorunterſuchung mit Beſchleunigung durch-
eführt werden, ſo daß man wohl noch im November mit derSünptorrhandlung in Hannover beginnen kann. Bis jetzt

lediglich feſt, daß Haarmann ſiebzehn Sexualmorde auf dem
iſſen hat. Von den täglich noch einlaufenden Meldungen und

en über vermißte Perſonen oder ſ deren Zuſammen
effen mit ar man mutmaßt, m die meiſten als

nicht zur Sache gehörend gek ichnet Dem mutmaß-
lichen Zutreiber Haarmanns, Grans, konnte bisher lediglich
Hehlerei nachgewieſen werden.

Bubonenpeſt in Rußland.
Aus Moskau wird berichtet: Die im Aſtrachaner und Bukejew
ſchen Bezirk, ſowie in der Kirgiſenſteppe graſſierende Bubonen-
peſt breitet ſich immer weiter aus. Die Regierung bat 43 000
Goldrubel zur Bekämpfung der Seuche bereitgeſtellt. Das Salsker
Laboratorium hat feſtgeſtellt, daß von der Peſt infizierte Spring-
mäuſe in großen Maſſen längs der Wladikawkſchen Eiſenbahn
bereits bis zur Station Remontnaja vorgedrungen ſind. Dieſe
Station liegt auf dem halben Wege zwiſchen Wladikawkas und
Roſtow am Don. Es iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß die Peſt
in das europäiſche Rußland übergreift und damit auch das übrige
Europa bedroht. Ganze Scharen von Bauern, die bis zur Jſo-
lierung der betroffenen Gebiete in Seuchenbaracken untergebracht
ſind, durchbrechen die Abſperrungen, da ſie nicht über gegügend
Lebensmittel verfügen, um ſich zu erhalten.

Rieſenbetrug am öſterreichiſchen Staat.
Wien, 8. September. Die Behörden ſind einem raffinierten

Vanknotenſchwindel auf die Spur gekommen, der den
Staat um viele Milliarden geſchädigt hat. Nach

ſchulden der Monarchie auf die Nachfolgeſtaaten verteilt worden,
und jeder Staat hat ſein Kontingent von Gold und Bodenrenten
geſtempelt, weil er ſie einlöſen muß. Oeſterreich hat ſein Kon
tingent nicht erreicht und muß nun die fehlenden Stücke an dem
Stichtag aus dem Ausland einlöſen. Sie notieren aber im Aus
lande höher als in Oeſterreich, und dieſe Differenz haben die

chtwindler benutzt. Sie haben von ſolchen Noten, die in Oeſter
reich in Umlauf ſind, den Stempel mit chemiſchen Mitteln entfernt
und die Noten über die Grenze geſchmuggelt. Etwa 15 Perſonen
ſind an dem Geſchäft beteiligt, das ſie 116 Jahr betrieben haben.

Todesſturz im Flugzeug. Der italieniſche Flieger Kapitän Luigi
Mainardi veranſtaltete auf dem Flugplatz bei Riga vor
einem zahlreichen Publikum Schauflüge. Bei der Ausführung
einer Todesſchleife ſtürzte das Flugzeug plötzlich aus 300 Metern
ab. Der Apparat war gänzlich zertrümmert. Der Körper des ver
unglückten Fliegers wurde unter den Trümmern hervorgezogen.

Der Tod im Schacht. Auf dem der Gewerkſchaft Riedel gehörenn
den Kaliwerk Hänigſen entſtand in 650 Meter Tiefe ein Brand
Der Arbeiter Keßler aus Burgodorf, der mit noch fünf anderen
Arbeitern auf der Sohle beſchäftigt war, fand hierbei den Tod. Der
Brand konnte gelöſcht werden.

Drei Feuerwehrleute verunglückt. Wie aus Saint Flotet ge
meldet wird, iſt dort ein mit 25 Feuerwehrleuten beſetztes Auto an
einer Kurve umgeſchlagen, wobei drei Mann getötet und die
übrigen mehr oder minder ſchwer verletzt wurden.

MAühle und Bäckerei z Getreide
Ernst Schubert Crumpa,

Zwiebaekfabrik. Günstige Einkaufsgelegenheit für Wiederverkaufer Mehl z
Vereins-Kulender

der SPD.,
Hreien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen FrauenZuſammen-
künſte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sekretariat der SPDT. Lalle (Saale), Harz 42/44

Hofgebäude, 2 Treppen. Fernruf 1029.
(Ortsburegan daſelbſt Fernruf 1029).

abends s Uhr, im Gewerkſchaftshaus d
außerſt wichtig Reue Freunde unſerer Sache mitbringen

Jokal JVerein können dort jederzeit veranlaßt werden. Jn

Die Versffentlichungen der SPD. im Vereinskalender
erſolgen, wenn nicht foſtenlos, gegen beſondere Ver
einbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinskalenders bekanntgegeben.

Arbeiter-Wohlfahrt. Dienstag, den 9. September,
Tagesordnung

Unſere uebungeſtunden finden regelmäßig
jeden Mittwoch pünktlich s Uhr im Vereins-

„Stadt Treèden“ ſtatt. Aufnahmen in den

Ivaket Seifenpuwver

Ivaket

Stadt Theater.
Mitwoch. adends 7 Vhr:

Faust
Jn den Hauptrollen:

Seſſing,

Günzel, uXylander.
Dopnerslag, abds. 6 Uhr

Irtstan und olde

Dixim

T

Ia Leoder
ſehr billig

Hugo Krasemann
Hur Schmeerstr. ſ9

l ederwaren- Haus.

Zukunft werden Uebungsnunden an dieſer Stelle nicht
mehr dekanntgegeben. Der Vorſtand.

Verein Biochemie. Donnerstag, den 11. Sep-
tember, abends 8 Uhr, im Stadtgymnaſium (Sophien-
ſtraße): Vortrag über die Lymphgeſäße

Aus dem S8ezirk.
Rerſebur Donnerétag, den 11. Sep ember. abendsg. s Uhr im „Tivoli“: Mitgliederverſamm-
lung. Genoſſe Richard Krüger ſpricht uber Politiſche
Ereigniſſe.
Kisleb Sonntag, den 44. September. vormittagl tn 9 Uhr, im kleinen Saal des „Volkehauſesz“
Kartellpilikfberſammlung
Einladung der Delegierten.

Keiths-

Banner

(Bund der republik. Kriegsteilnehmer)

Ortsgruppe Halle. de
ſahrt nachCorberha. Fahrgeld hin und zurück 1 Mk. Alle
Fahrtteilnehmer treffen ſich Donnerstag, 11. Septbr.
abends 28 Uhr, auf dem Hof des Gewerkſcha tshauſes,
Harz 4244

Diefer Hinweis gilt als
Der Kartellvorſtand.

mässen Sie verlangen dann
haben Sie die Si

wertes Sei
zeichmeter

lich hochwertiqes Frreuqnis zu
erhalten! DiXiN ist ein preis-

von ausge
irkumgundfär

icden Waſchweck geeiqnet

vofferſeder Jugech

Sämtliche
9847

Ieutschlapas gröhte Iporwitäten San

iſt mit ſeinen ſeltſamen Menſchenwundern zum Markt eingetroffen.

Heute großer Eröffnungstag:

Aneinhersteler Werner s Mertz A-GMgingz,

à la Barnum Bailey

Abnormitäten werden in einem doppelten amerikaniſchen
Prachtban gezeigt.

Ortsgruppe Vockwiß. Aera h r Wer Statt auf dem lIahrmarkt das blückgrad ru drehen nitt Heute d
haus“ in Bockwitz, und Mittwoch, den 10. September, tgn e e en et Sollst Heber 2u Schottes Ohstuarten gehen. eode Anowani
a beſprechen Dort Kaufst Du spottbillig wie bekannt,
Ortsgruppe Falkenberg. h d aherhe
Wichtige Mitgliederverſammlung.

Ortsgruppe Därrenberg, Leuſchberg u. Umgeg.

Donnerstag, den 11. September, abends 8 Uhr,
im Reſtaurant Mennecke in Keuſchberg: Monats
verſammlung. Ehrlich geſinnte Republikaner, die ge-
willt ſind, dem Bund beizutreten, ſind hiermit ein
geladen.

Kauft nur in den
Geſchäften, welche
bei uns inſerierer.

Der Vorteil fällt jedem in die hand. es

W. Schotte,
Waisenhaus-Plantage.

Lederhanälung Meunhäuser 5

Jentralbibliothek Halle
Burgſtraße 27 (Volkspark).

Geöffnet Dienstag u. Donnerstagabends 6 bis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe 9648 Seifert, Burgstrube g.
zu haben in der Volksbuchhdl.. Harz 42144

Ouschgefäbe

Wo Thecter 6
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Täglich der große Erfolg

Hanna Bertram, Elli Arndt,
Willi Ernst, Artur Wilke

in dem Possens piel mit Gesang

Cuten Noreen,

Werr Fischer!

Volkspark
Burgſtraße 27

Dienstag, abend 8 Uhr,

18. Sommer-
(Schluß) Konzert

uDruckaufträge
jeder Art übernimmt und
liefert ſchnell und ſauber

talbsche üenarenchatnr-üurdärncdere

Burgſtraße 27

großen Saale:

HelbraC
Karten ſind am Eingang zu haben.

Bekanntmachung

jeder Art,

Schokoladlen

u. Lüßwaren
finden

Händler u. Wieder
verkäufer beim Fa-
brik- Vertreter der
Pichler Fabrikate 7
in Sangerhauſen.

i e re werte Prima die Berufsſchulen des Mansf. SeekreiſesJ p i 1 Zigaretten Die Hebeliſte iſt aufgeſtellt und lieg
in großer Auswahl. Reparaturen prompt. inkau Sque e und 1541 während der Zeit vom 9. bis 23. Septembe

tür Zigarren 1924 in der hieſigen Gemeindekaſſe zu
Einſicht öffentlich aus.

Helbra, den 9. September 1924.
Der Gemeindevorſteher.

Bericht der Fleiſchpreis-Notierungskommiſſion am ſtadt.
Schlacht und Viehhofe.

Bezahlt wurden am Montag, dem 8. September 1924

empfiehlt billigſt 154Wilhelm GroßeGerbſtedt.

Für 50 Kt Fleiſchgewicht in Goldntärt

Gattung77 Hax Scharkstädt, t gegrer tedeialerſ tzutgner Sgrier
kommunalpolitisch Interessierten gedäuſeritr a

Unter Mitarbeit der bedeutendsten Kommunalpolitiker brikate am Lager) Hchſen 85 40 83 F.

r Bullen 85 70 8214 tägig ein Heft 60 Pfennig Kühe 88 40 80zu beziehen durch: Musik- ungrinder 80 75 75Volxsblatt- Buchhandlung Halle a S., Gr. Vlriehstr. 27 nnirumente I Daſtkälber ws
d 4 Sechani platten Saugkälber 100 80 9557 J h Mittelstr. Lämmer und J 9Lücers 9/10. Maſthammel 105 100 100

Schafe 90 60 90W Kuauft nur bei Schweine einſchließl.
unſeren Inſerenten! Mittel u. Geſchlinge 109 95 108

Verner:
Das ergreifende Filmwerk

WepperSturmverbraugt

Kin Drama aus Sturm und Sturmes-
not in 5 Akten.
Beginn 4.30 Uhr

LACHEN LINKS
NHNAATNsGGöePGWGWw]n&ſX)&,,,!,mfmcnnow]m]oouwuwGwwon]Cwwwoooonwwwwwwwwwww wer mee ct;zz;z ten

p. S W z b L. T PF R E. V B L XPreis 25 Pfg. Zu beziehen durch die Volksblatt- Buchhandlung nur Große Ulrichstraße 27,

Futtermittel

betr. Erhebung von Schulbeiträgen für
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halle und Saalkreis.
Halle, den 9. September.

Parteinachrichten.
Ortsverein Halle der SPD.

Am Donnerstag, dem 11. September, finden in folgenden Lokalen
unſere

Ortsbezirks- Verſammlungen

Ortsbezirk 1: „Volkspark“, Burgſtraße
„Sportreſtaurant“, Goetheſtraße 26.
Gewerkſchaftshaus, Harz 42/44.
„Alemannighallen s Berliner Straße.
„Drei Könige“, Kl. Klausſtraße 7.
Anders, Alter Markt 4.
Feuerwache „Süd“.

Am Freitag, 12. September, tagt der Ortsbezirk 7 bei Leusr Straße 97. W enIn allen Verſammlungen werden belehrende Referate gehalten,
ſowie wichtige Parteiangelegenheiten beſprochen. Es iſt daher
Pflicht jedes Parteigenoſſen, die Verſammlungen zu beſuchen.

Der Vorſtand.

00

00

Der Jahrmarkt.
Der Regengott iſt auch diesmal dem halliſchen Jahrmarkt ziem-

lich treu geblieben. Ganz programmwidrig ſchien allerdings bei
Beginn des diesjährigen Herbſtwarktes die Sonne heiß auf den
Roßplatz herab, und das ſchöne Wetter lockte denn auch am Sonn
tag eine Menſchenmenge nach dem Jahrmarkt, wie dieſer wohl nie
geſehen hat. Der Jahrmarkt ſelbſt iſt diesmal auch viel zahlreicher

von Ausſtellern und Händlern beſchickt worden. als es in den letzten
Jahren der Fall war, was darauf hindeutet, daß die Jahrmarkts-
unternehmer des Glaubens ſind, daß die wirtſchaftlichen Verhält
niſſe ſich gebeſſert haben. Und wenn man das Leben und Treiben
am Sonntag beobachtet hat, dann ſchien es auch ſo, denn die ein
zelnen Schaubuden, Bierzelte, Wurſtbuden und ſonſtigen Verkaufs-
ſtände wurden nicht nur umlagert, ſondern es wurden auch die ein
zelnen Schauſtellungen rege beſucht und an den Buden wurde viel
gekauft. Am Montagnachmittag trat allerdings dann der dem
Jahrmarkt ſelten wohlgeſinnte Wettergott wieder ſeine Rechte an.
Der Himmel öffnete ſeine Schleuſen und verwandelte den Erdboden
des Roßplatzes, der am Sonntag noch ſtarke Staubwolken auf-
wirbelte, in einen nur ſchwer paſſierbaren Moraſt.

Trotzdem ließen ſich die Hallenſer auch am Montagabend nicht
davon abhalten, das gern geſehene Schauſpiel eines Jahrmarkts
zu genießen. Allerdings kamen die meiſten, um nur von außen
zu genießen, während das Geſchäft einen merklichen Rückgang er
litt. Unter den Schauſtellungen, die der Herbſtmarkt bietet, ſehen
wir viele Bekannte vom Frühjahrsmarkte her. Da iſt die Berg-
und Talbahn mit ihrer geradezu feenhaften Beleuchtung, dann
auch die Achterbahn, die vielen Karuſſells und Luftſchaukeln und
auch das große Hippodrom.

Von den Schaubuden intereſſieren uns am meiſten die mit den
Liliputpferdchen, wo neben dieſen zwerghaften Tieren die
beiden Menſchenaffen Suſſy und Bobby als Handakrobaten, die
dreſſierten Wunderkakadus Lorchen und Guſtel, das dreſſierte
Hundepotpourri Flick, Flock und Bobb ſowie die Hauskatzen Muſchi
und Mizzi das blikum recht angenehm unterhalten.

Eine andere Sehenswürdigkeit auf dem Herbſtmarkte ſoll das
Rieſenkrokodil ſein, von dem behauptet wird, daß es bereits
das ehrwürdige Alter von 350 Jahren erreicht habe. Neben ihm
ruhen in ſtiller Beſchaulichkeit mehrere ſeiner Jungen, und in den
anderen Ecken liegen in Knäueln zuſammengeduckt mehrere Rieſen

ſchlangen. SEine weitere Sehenswürdigkeit iſt der ſogenannte „Eiskönig“
Tom Jack. Dieſer Mann behauptete von ſich, daß er aus Js-
land gebürtig ſei und erſt im 33. Lebensjahre ſtehe. Trotzdem er
ſcheint er uns mit ſeinem langlockigen weißen Haar, das ſich wie
Seide anfühlt, wie ein Greis. Aber nicht nur ſeine Erſcheinung
feſſelt den Beſucher, ſondern der Eiskönig zeigte ſich auch noch als
Entfeſſelungskünſtler; dem Publikum iſt Gelegenheit gegeben,
ſeine Künſte, die er bereits vor Fachleuten im Polizeipräſidium
zum beſten gegeben hat, ſelbſt zu beurteilen.

Neben Tom Jack kann man auch einen intelligenten Schim-
panſen, Cocov genannt, bewundern. Dieſes Tier hat ſich, trotz
dem es aus der Wildnis ſtammt und ſich erſt vier Monate in der
Gefangenſchaft befindet, in dieſer Zeit bereits ganz nette euro
päiſche Manieren angewöhnt. Coco gehört unzweifelhaft zu jenen

lehrigen Affen, die man unter dieſer Tierart ziemlich häufig
indet.
Wir können unmöglich alle die weiteren Senſationen, die der

Jahrmarkt noch e aufweiſt, einzeln aufführen. Wir müſſen
es den Beſuchern überlaſſen, ſelbſt hinzugehen und zu ſehen. Aller-
dings iſt das Sehen mit Ausgaben verknüpft, die ſich nicht jeder
leiſten kann. Wir ſind auch der Meinung, daß die Eintrittspreiſe
für einzelne Schauſtellungen reichlich hoch ſind, ſo daß den meiſten
Beſuchern es nicht möglich iſt, ſich dieſe Ausſtellungen anzuſehen.
Aber ſchließlich bietet das Leben und Treiben auf dem Jahrmarkt
einem beſcheidenen Menſchen auch Befriedigung, ohne daß er ſeinen
Geldbeutel antaſtet.

Der Kkommunjſtiſche Parteiſekretär Eildermann
verhaftet.

Der früher am Klaſſenkampf“ tätige Redakteur Eildermann
wurde bekanntlich vor 1, Jahren aus Halle abgeſchoben, weil ſein
politiſches Schuldtkonto ſich zu ſehr gehäuft hatte. Er hat ſich dann
in Schleſien um die Arbeiterſchaft „verdient“ gemacht. Seit einigen
Tagen wurde er wegen Hochverrats geſucht; die Polizei verhaftete
ihn in Breslau auf der Straßenbahn. Er flüchtete jedoch in den
Äbort eines Reſtaurants, in dem er die belaſtenden Papiere ver
nichten konnte, ehe ihn die verfolgenden Beamten wieder feſtnahmen.
Er wurde zunächſt dem Breslauer Unterſuchungsrichter vorgeführt,
dann im Gerichtsgefängnis in Breslau feſtgeſetzt. Vor einigen Tagen
wurde er in das hieſige Gefängnis am Kirchtor überführt. da auch
im hieſigen Bezirk eine Anzahl Strafverfahren ſchweben, die erſt zur
Erledigung kommen ſollen, ehe die Strafſache wegen Hochverrats, die
augenblicklich vom Unterſuchungsrichter beim Landgericht Breslau
raröritet wird, vor dem Reichsgericht in Leipzig zur Verhandlung

mmt.

Viel Geſchrei und wenig Wolle.
Vor einiger Zeit hatten die Dunkelmänner aller Parteiſchattierungengeglaubt, r 55 Knochen im Kampf gegen die Schulreformer

erhaſchen zu können. In ſpaltenlangen, ſenſationell aufgeputzten
Artikeln berichtet die bürgerliche Preſſe über Vorkommniſſe in einer
Berliner Volksſchule wo unter Leitung des Lehrers Koch Knaben
und Mädchen vollſtändig nackt gymnaſtiſche Uebungen vornahmen,
wodurch das Schamgefühl verletzt worden ſei. Wie zu Dur
hat die Schulaufſichtsinſtanz in Berlin gegen den Lehrer Koch un
zwei weitere Lehrperſonen das Disziplinarverfahren eingeleitet.
Dieſes iſt jetzt beendet, aber die Dunkelmänner ſind nicht auf ihre
Rechnung gekommen. Die Lehrer Koch und Buchholz wurden
lediglich mit einem Verweis, die Lehrerin Fräulein Bruno ſogar
nur mit einer Verwarnung beſtraft, und zwar erfolgte die Be
ſtrafung auch nur deswegen,
mit der Aufſſichtsbehörde in
Uebungen mit ihren Schülern in der

weil die Angeklagten ſich nicht vorher
indung geſetzt hätten, ehe ſie dieehe s wähnten Art vornahmen.

unedle Motive nicht vorgelegen

Auch die Halleſche

wohl nicht angenommen, daß die Berleiner modernen W
entgegenbringt als Zeit ſchreiſchritt huldigen. Zeitungsſchreiber, die angeblich auch dem Fort

Zweites Blatt.

Preſſe von der „Halliſchen

i iel ie vonArtikel über dieſe Schulaffäre gebreqht. Von Dasgor
Sache berichten ſie aber nur in ganz kurzer r Sie haben

l ufſichtsbehörde auchRegung in der Erziehungsfrage mehr Verſtändnis

Neue Beſtimmungen zur Erwerbsloſenfürſorge.
Die Neuregelung der Erwerbsloſenunterſtützung enthält. wie der

Amtliche Preußiſche Preſſedienſt einem Erlaß des Miniſters fü ſſed r Volks
wohlfahrt entnimmt. abgeſehen von der allgemeinen Erhöhung der
Sätze und der ſtärkeren Steigerung der Unterſtützungen für Frauen
ſowie der Familienzuſchläge
folgende Abweichungen:

gegenüber dem früheren Rechtszuſtande

Gleichſtellung derjenigen weiblichen Erwerbsloſen über
21 Jahre mit den Männern, die nachweiſen, daß ſie ili örich ß ſie Familienangehörige
zuſchläge der den
Vermeidung von
bei der Auszahlung auf durch 5 teilbare Pfennigbeträge aufzurunden.
Um die Gefahr zu vermeiden, daß ſich infolge der Höhe der Unter
ſtützungen die Unterſtützungsbeträge dem Reinverdienſt der Vollbe-
ſchäftigten zu ſehr nähern, werden die Vorſitzenden und Verwaltungs-
ausſchüſſe der öffentlichen Arbeitsnachweiſe aufmerkſam gemacht, daß
die nunmehr feſtgeſetzten Unterſtützungsſätze nur Höchſtſätze ſind.

Außerdem ſMänner erhalten, die einwandfrei nachweiſen, daß ſie Familienange-

geminderte Höchſtgrenze für die Familien
Männern gleichgeſtellten Frauen und allgemein zur
Ueberſchneidungen mit den Löhnen; die Möglichkeit,

können nur ſolche Frauen die gleiche Unterſtützung wie

hörige zu ernähren haben.
Die Gleichſtellung der weiblichen Erwerbsloſen mit den Männern

entſpricht einer S die wir immer vertreten haben. ſie iſt aber
nur zum Teil erfüllt, denn ſie beſchränkt ſich auf eine gewiſſe Kategorie,
während ſie allgemein erfolgen müßte. Die geminderte Höchſtgrenze,
von der wir noch nicht wiſſen, wie tief ſie herabgemindert iſt, findet
keine durchſchlagende Begründung mit dem Hinweis darauf, daß die
Unterſtützung evtl. die Löhne der Arbeitenden überſchreiten könnten.
Traurig genug, daß Arbeiter einen Lohn verdienen, der nicht einmal
an die vorher beſtehende Höchſterwerbsloſenunterſtützung heranreicht.
Das iſt aber durchaus kein Grund. die Unterſtützungsſätze herab-
zuſetzen. Der Hinweis, daß die teſtgeſetzen Unterſtützungsſätze nur
Höchſtſätze ſind, über die alſo nicht hinausgegangen, die aber unter
ſchritten werden können, ſcheint uns eine Aufmunterung der Erwerbs
loſenämter zu ſein, die Unterſtützungen aufs knappſte zu bemeſſen.
Dieſe Aufmunterung erſcheint uns unangebracht, denn im allgemeinen
wird ſchon jetzt eher zu wenig als zu viel gezahlt.

Alles in allem bringt die Neuregelung der Erwerbsloſenfürſorge
keine Vorteile, ſondern eher Nachteile für die Erwerbsloſen. Es iſt
deshalb nötig, daß ſich der Reichstag da ein wenig rührt, damit dem
Herrn Wohlfahrtsminiſter eine andere Meinung über die Not der
Erwerbsloſen beigebracht wird.

Arbeiterwohlfahrt (Kinderpruppe).
Achtung! Donnerstag Abend 7 Uhr ſpielt Kaſperle im kleinen

„Volkspark“- Saal. Die Aufführung bietet alte Kaſper-Komödien,
dargeſtellt von anerkannten Künſtlern auf dieſem Gebiete. Der Ein
trittspreis iſt ſehr niedrig bemeſſen. Er beträgt 10 Pfennig für die
Kinder und das Doppelte für Erwachſene. Die Kinder werden nach
Altersgruppen geſetzt, ſodaß alles Drängen am Eingange unnötig iſt.
Von den Erwachſenen ſind die Jugendlichen beſonders willkommen.

Letztes Sommerkonzert im „Volkspark“. Heute abend wird
das Wittekind Orcheſter das letzte Mal im Rahmen der Sommer-
Abonnementskonzerte im
berichteten, bringt das Schlußkonzert ein künſtleriſch beſonders hoch
ſtehendes Programm, in dem eine Symphonie Bruckners das größte
Intereſſe erwecken dürfte. An einem ſtarken Beſuch wird daher auch
heute abend nicht zu zweifeln ſein.

Mitteldeutſcher Angeſtelltentag. Der Zentralverband der An
geſtellten veranſtaltet am 13. und 14. September in Halle a. S. den
I. Mitteldeutſchen Angeſtelltentag, wozu aus ganz Mitteldeutſchland
Angeſtellte hier eintreffen. Die Gewerkſchafts- und Parteimitglieder
werden gebeten, den Zentralverband durch Hergabe von Freiquartieren
zu unterſtützen (evtl. wird auch eine kleine Vergütung durch die
Quartiernehmer gezahlt. Die Veranſtaltung wird dazu dienen, den
freigewerkſchaftlichen Gedanken noch mehr unter der Angeſtelltenſchaft
zu verbreiten. Meldungen von Quartieren werden bis zum 12. d. M.
an die Gauleitung des Zentralverbandes der Angeſtellten, Halle a. S.,
Harz 42/44, Hof 2 Treppen, erbeten.

Straßenbambau durch die Deſfſauerſtraße. Die neue Linie der
Straßenbahn, die vorläufig bis zum Deſſauer Platz führen wird, iſt
nunmehr in Angriff genommen. Am Roßplatz ſind bereits die Maſten
aufgeſtellt. Mit dem Bau der Linie wird nach dem Jahrmarkt be
gonnen werden. Noch in dieſem Herbſt, gutes Wetter vorausgeſetzt,
dürften die Arbeiten vollendet ſein.

Eilige Briefpoſt nach Amerika. Briefe, Poſtkarten Zeitungen
und eilige Druckſachen nach den Vereinigten Staaten, Mexiko uſw.
befördern im September 18 Schiffe an 13 Tagen, am 9. Bremerhaven,
am 13. Southampton und Bremerhaven, am 16. Southampton und
Hamburg, am 17. Southampton, am 18. Hamburg, am 20. und 24.
Southampton und Bremerhaven, am 27. So uthampton und Hamburg,
am 29. Bremerhaven, am 30. Hamburg. Schlußzeit iſt für Sout-
hampton in Hamburg 7 Uhr nachmittags, in Bremen und KölnDeutz
9 Uhr nachmittags zwei Tage vorher, in Köln nach Vliſſingen am
Tage vorher 7.12 Uhr vormittags, für Bremerhaven in Hamburg am
Tage vorher 8 Uhr vormittags, in Bremen 1 Uhr nachmittags, für
Hamburg daſelbſt am Tage vorher 10 Uhr nachmittags, in Bremen
5 Uhr nachmittags. Die Ueberfahrt dauert von Southampton 6 Tage,
von Bremerhaven 8 bis 10 Tage, von Hamburg 9 bis 10 Tage.

Falſche Rentenbankſcheine zu 50 Mark. Jn der letzten Zeit ſind

ch infolgedeſſen glatt an und haben ein glänzendes Ausſehen.

den echten Scheinen.

Schwerer Betriebsunfall.

Th. Richter beſchäftigt war. M. erlitt ſo ſchwere Verletzungen, da
er noch an denſelben Abend ſtarb. Drei unerzogene

Ernährers beraubt.

an der Hindenburgbrücke ein etwa fünfjähriger Knabe. Der
erlitt eine ſchwere Schädelverletzung,
nach der Klinik erforderte.
gefahr. Gegen 6 Uhr am gleichen
Turm eine weibliche und eine männliche
kraftwagen angefahren.
Stirnſeite verletzt und
männliche Perſon blieb dagegen unverletzt.

Radfahrerunfälle. rn i ittagStraße ein Motorradfahrer mit einem Sanitätskraftwagen zuſammen.
Der Motorradfahrer erlitt leichte
im Geſicht.Ausdrücklich wurde feſtgeſtellt, daß

haben und auch unſittli Handlungen nicht feſtgeſtellt worden ſeien.
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veſchädigt.

Volkspark“ ſpielen. Wie wir geſtern ſchon

in mehreren Orten Nord und Mitteldeutſchlands falſche Rentenbank
ſcheine zu 50 Rentenmark aufgetaucht, bei denen das natürliche Waſſer
zeichen der echten Scheine durch ein künſtliches, mit einem beſonderen
Kliſchee aufgepreßtes Waſſerzeichen unvollkommen nachgeahmt iſt. Die
i ſind beiderſeits mit einer Wachsſchicht überzogen, fügen
i erRand der Schauſeite, auf dem unter dem Wachsüberzug die Faſern

mangelhaft angedeutet ſind, iſt ſchmutziggrau und ſchmaler als bei

Wirt auf
dem alten Thüringer Bahnhof ein eiſerner Träger beim Verladen umund flel auf T Lagerhalter Max -Model, der für die rade

Kinder, denen
der Tod erſt vor kurzem die Mutter fortnahm, ſind nun auch ihres

Von einem Perſonenauto überfahren wurde geſtern S
nabe

die die ſofortige Ueberführung
Nach Angaben des Arztes beſteht Lebens

Nachmittag wurde am Leipziger
Perſon von einem Perſonen

Die weibliche Perſon wurde an der rechten
trug außerdem Hautabſchürfungen davon. Die

Geſtern nachmittag ſtieß in der Merſeburger

Verletzungen an den Händen und

bBienstag, den 9. September

D. a r J J J J CGT J

Die neue Fürſorgepflicht in der Praxis
Von Bürgermeiſter Fr. Klceoeis.

Die heiß umſtrittene Verordnung über die Fürſorgepflicht vom15. Februar 1924 iſt nun ſeit vier Monaten in er en und
alle Verwaltungsbehörden, vom Reichsarbeitsminiſter und Reichs
miniſter des Jnnern bis herab zur einzelnen Gemeindebehörde be
mühen ſich, die Neuerungen in die Praxis zu überſetzen. Umfang
reiche Ausführungsvorſchriften zu ihr ſind inzwiſchen ergangen
und zahlreiche organiſatoriſche Einrichtungen zu ihrer Durch
führung entweder geſchaffen worden oder noch im Entſtehen be
griffen. Die Wirkungen der neuen Regelung treten jetzt plaſtiſcher
hervor, beſonders ſind ihre Vorzüge und Nachteile deutlicher zu
erkennen.

Jn rein organiſatoriſcher Hinſicht bringt die Verord
nung manchen Fortſchritt. Schon ſeit vielen Jahren iſt von
der Sozialdemokratie die Aufhebung des alten „Unterſtützungs
wohnſitzgeſetzes“ und die Umgeſtaltung der Jahrhunderte alten
Armenfürſorge zu einer neuzeitlichen Wohlfahrtspflege gefordert
worden. Die neue Fürſorgepflichtverordnung liegt mindeſtens in
der Richtung dieſer Beſtrebungen. Jhr Ziel iſt: Vereinheitlichung
der bisherigen verſchiedenen Zweige der öffentlichen Fürſorge zu
einem möglichſt geſchloſſenen Ganzen, Schaffung leiſtungsfähiger
Träger für dieſe durch die Errichtung der neuen Fürſorgeverbände
und damit eine gerechtere Verteilung der Laſten, Wiedergewäh
rung des Selbſtverwaltungsrechts auf dem Gebiete der ſozialen
Fürſorge an die Städte und Gemeindeverbände, Herbeiführung
einer Verbindung der öffentlichen Fürſorge mit der privaten
Wohlfahrtspflege. Das ſind ſoweit alles Vorteile, wenn ſie nicht
dem Zwecke ihre Entſtehung verdankten: das Reich von den Bei
hilfen zu entbinden, die es bisher zu verſchiedenen Zweigen der
öffentlichen Wohlfahrtspflege geleiſtet hat. Hier iſt der Pferde
fuß der Verordnung, der durch Mängel in den Ausführungsvor-
ſchriften noch verſchlimmert wird.

Die Fürſorgepflichtverordnung iſt ein ſogen. Rahmengeſetz
erſten Ranges. Trotz des gewaltigen Stoffes. den ſie ordnen will,
beſitzt ſie nur 39 zum Teil recht knappe Paragraphen. Es müſſen
deshalb die näheren Einzelheiten durch Anordnungen der höheren
Behörden oder durch eigene Entſchließungen der Fürſorgeverbände
geregelt werden. Namentlich den letzteren, alſo der eigentlichen
Prarxis, iſt ein ſehr großer Spielraum gelaſſen. Es kommt Hier
alſo mehr als ſonſt auf den Geiſt an, der den Buchſtaben lebendig
macht, und die Selbſtverwaltung hat hier ein großesFeld, ſich zu betätigen. Auf die Art der Durchführung
kommt es ganz an, ob die neugeregelte Hilfe auf die Gepflogen
heiten der alten Armenfürſorge herabgedrückt wird oder ob ſie ſich
zu einer neuzeitlichen liberalen Wohlfahrtspflege erhebt. Wie
hat ſich nun bislang die Praxis geſtaltet und was iſt greifbares
und ſichtbares geſchehen?

Was die Organiſation der Fürſorge anbetrifft, ſo iſt
beſtimmt worden, daß die neu zu bildenden Landesfürſorgever
bände die Provinzialverbände ſind. Sie ſind alſo die Nachfolger
der bisherigen Landarmenverbände. Bezirksfürſorgeverbände ſind
die Stadt und Landkreiſe. Bisher bildete jede Gemeinde für ſich
einen Ortsarmenverband. Hier tritt alſo die Bildung größerer
Laſtenträger in die Erſchgainung. Die Aufgaben der Landes und
Bezirksfürſorgeverbände werden (nach den preußiſchen Ausfüh
rungsbeſtimmungen) von den durch die Gemeindeverfaſſungsgeſetze
beſtimmten Organen der Gemeinden und Gemeindeverbände als
Selbſtverwaltung Angelegenheiten durchgeführt.
Als derartige Organe kommen daher in Frage für die Landkreiſe
die Kreistage und Kreisausſchüſſe, für die Städte die Stadtver-
ordnetenverſammlungen und Magiſtrate, für die Provinzialver
bände die Provinziallandtage und Landeshauptmänner.

Eine wichtige Frage iſt, inwieweit dieſer Verwaltungsapparat
noch demokratiſiert wird. Haben auch die erwähnten Organe dig
wichtigeren und endgültigen Beſchlüſſe zu faſſen, ſo iſt es doch
ſehr wohl angängig, die praktiſche Durchführung der nen Für
ſorgepflicht beſonderen Körperſchaften (Deputationen oder Aus
ſchüſſen) zu übertragen. Preußen ſieht nur für die Durchführung
der ſozialen Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegerhinter-
bliebene einen beſonderen „Beirat“ vor. Und doch hätte für jeden
Landesfürſorgeverband mindeſtens ein Beirat vorgeſehen werden
müſſen, der ſich aus Vertretern der Städte und Landkreiſe, der
privaten Wohlfahrtspflege, der ſozialen Verſicherung uſw. zu-
ſammenſetzt. Ebenſo hätte für jeden Stadt und Landkreis die
Bildung eines Wohlfahrtsamtes mit einem Wohlfahrtsausſchuß
(Wohlfahrtsdeputation) in ähnlicher Zuſammenſetzung vor
geſchrieben werden müſſen. Da das nicht geſchah, müſſen auch hier
die oben erwähnten Organe dazu kommen, ſoweit es noch nicht
geſchehen iſt, ſolche Körperſchaften zu bilden. Am beſten läßt ſich
die Organiſation ſolcher Aemter und Ausſchüſſe durch Kreis oder

Ortsgeſetz regeln. fUeber Vorausſetzung, Art und Maß der Fürſorge iſt durch
Grundſätze der zuſtändigen Reichsminiſterien beſtimmt worden,
daß im Falle der Hilsbedürftigkeit erforderlichenfalls auch ohne
Antrag als Mindeſtmaß der unentbehrliche Lebensunterhalt,
insbeſondere Obdach, Nahrung, e. die erforderliche Pflege
in Krankheitsfällen und nach dem Ableben ein angemeſſenes Be
gräbnis zu gewähren iſt. Schwangeren undWöchnerinnen iſt die erforderliche Fürſorge zu hren. Die
bisherigen Beſtimmungen über die Höchſtfätze für Sozial und
Kleinrentner ſind aufgehoben worden. Art und der Für
ſorge ſoll ſich nach dem Einzelfall richten. Gewiſſe üge aus
der Kriegsfürſorge und die Hilfsloſenrente aus der Unfallrente
ſollen in der Regel anrechnungsfrei bleiben.

Die Praxis hat ſchon wieder gezeigt, daß im Maße der Für-
ſorge die Städte, namentlich die größeren, einigermaßen ihren
Pflichten nachkommen, daß aber in den Landkreiſen nach
wie vor vieles im argen liegt. Häufig iſt noch anzu
treffen auch in den Städten daß die ehemaligen Armen
unterſtützungsempfänger und die geegnwärtig verarmten Klein-
rentner getrennt und nach verſchiedenen Grundſätzen behandelt
werden. Damit ſollte endlich aufgeräumt werden. Dieſe Unter
ſcheidung der Unterſtützungsempfänger nach ihrer geſellſchaftlichen
Abſtammung iſt ungerechtfertigt und ſozial aufreizend. Oeffent
liche Mittel ſind auch gleichermaßen zu verwenden. Für dieſe
beiden Gruppen von Hilfsbedürftigen iſt die Unterſtützung ein
heitlich zu bemeſſen dergeſtalt, daß die „Armen“ dasſelbe erhalten
wie die Kleinrentner. Daß vorläufig die Sozialrentner noch als
eine beſondere Gruppe von Anſpruchberechtigten geführt werden,
läßt ſich inſofern rechtfertigen, als es ſich hier um eine beſtimmte
Schicht von Bedürftigen gleichen ſozialen Charakters handelt.
Aber auch ihre Bezüge ſind dann der anderen Hilfsbedürftigen
anzupaſſen.

Die neueren Ausführungsvorſchriften regeln nun auch das
Rechtsmittelverfahren. Nach der preußiſchen Verordnung ſteht
den Fürſorgeſuchenden gegen Verfügungen von Bezirksfürſorge
verbänden darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Für-
ſorge zu gewähren iſt, der Einſpruch zu. Er iſt bei derjenigen
Stelle anzubringen, welche die Verfügung erlaſſen hat. Gegen die
Zurückweiſung des Einſpruchs ſteht den Fürſorgeſuchenden binnen
zwei Wochen die Beſchwerde an den Begirksausſchuß zu, welcher

enggig beſchließt. unſiele Fürſorgeverbände begründen die Kärglichkeit ihrer Für-
ſorgeleiſtungen mit dem Mangel an Mitteln. Richtig iſt, daß die
Gemeinden heute ſchwer unter der wirtſchaftlichen Not zu leider
haben. Die tvenigen Steuern, die ihnen verblieben ſind, gehen
nicht in dem erwarteten Umfange ein. Dazu kommt, daß die
Fürſorgelaſten jetzt erheblich höher ſind als vor dem Kriege, als
die Gemeinden allerdings die Mittel auch allein aufzubringen
hatten. Gleichwohl ſollten die Gemeinden die Hilfsbedürftigen
darunter nicht leiden laſſen. Es müſſen unter allen Umſtänden
die Steuern gegenüber den Begüterten ſo ſtark angezogen werden,Verletzt wurde niemand, dagegen wurden beide Räder

daß niemand bittere Not zu leiden braucht.
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der Provinz.
Unterbexirkskonferenx für den Kreis Deligſch.

Am Sonntag, dem 14. September, vormitta
zu Del eine

T

4. Vortra
der So

Die der rdnung erfordert, daß alle Ortsgruppen
vollzählig und pünktlich inen. Jch bitte dafür Sorge tragen zu
wollen. Alles Weitere ü die Konferenz iſt den Vereinen bereits
durch Rundſchreiben mitgeteilt. Mit Parteigruß P. Buhle.

Bürgerliche Sozialpolitik.
Unfähigkeit iſt Trumpf. Die Kommuniſten als Retter

in der Not.
Sangerhauſen, den 7. September 1924.

Die Stadtverordn

BürgeEtliche Wahlen zu ſtädtiſchen Kommiſſionen und zum Kleingarten-

hunde ebilligt.W e gie Beratung des Haushaltsplans für
4924 tv. Gerth referierte. Er teilte mit, daß ſich

f

über den
die iche Fraktion in drei ſchweren Abend- und Nachtſitzun-
gen ſchli auf eine andere, vom Magiſtratsvorſchlage ab-
wei e des durch Grund-, Gebäude und Gewerbeſteuer
aufzubringenden Fehlbetrages geeinigt hätte. Zur Balancierung
des Etats wollte die bürgerliche Fraktion ſchließlich noch 12 000

Mark Zuſchuß vom Gaswerk verwenden, der durch Erhöhung des
Gaspretſes um 4 Pf. pro Kubikmeter aufgebracht werden ſollte.
Genoſſe Curotw wies darauf hin, daß der Etatentwurf ver-
ſchiedentlich falſche len enthielte, insbeſondere die geſetzlichen

ichtungen der Stadt in der öffentlichen Fürſorge und hin
fichtlich der Schulkaſſenbeiträge um etwa 50 000 Mk. zu niedrig
eingeſetzt ſeien. Es ſei daher Selbſttäuſchung anzunehmen, daß
der voen iſtrat v gte Etatentwurf den ſtädtiſchen Bedarf
r decke. Auch e die ſozialdemokratiſche Fraktion dem

der Gaspreis erhöht werden ſolle, um den
oft be Gaskonſumenten das aufzubürden, was die nach
dem M ihrer Leiſtungsfähigkeit heranzuziehenden Steuer
pflichtigen von ſich abwälzen möchten Die von Bürgermeiſter
Brüninghaufß verſuchte Aufklärung zeigte, daß er, obwohl
ſtändiger Bearbeiter der Wohlfahrts und Finanzangelegenheiten,
nicht in der Lage iſt, ſicher anzugeben, ob die beiden monierten Be

r ob Schreibfehler vorliegt und je 5000 Mk. erforderlich ſind. Auch hinſichtlich der notwendigen Schulverbands-

beiträge kann er ſich nur auf um Wochen zurückliegende Aus-
künfte der Stadthauptkaſſe berufen.

Genoſſe Gründlich ſtellte ſodann Abänderungs-
anträge zu den einzelnen Poſitionen des Etats und kritiſierte,
daß der Magiſtrat für eine Bedürfnisanſtalt ohne jedwede Er-
läuterung des Projekts die erhebliche Summe von 6000 Mk. im
Etatentwurf anfordere, für Ausgaben, die nur wenige
Mark betragen, Sondervorlagen bringe. Nach einer Antwort des
Bürgermeiſters Brüninghauß, daß es ſich um den beab-
ſichtigten Bau einer Bedürfnisanſtalt auf dem Schützenplatze
andele, erkannte Genoſſe Troll zwar an, daß die Bedürfnis

anſtalt erwünſcht wäre, es aber viel notwendiger ſei, aus
reichende Mittel für die Wohlfahrtspflege in den Etat einzuſtellen. h
Er trat mit warmen Worten überzeugend dafür ein, daß ins-
beſondere die Not der Sozial und Kleinrentner Abhilfe erheiſche
und beantragte, die für die Bedürfnisanſtalt ausgeworfenen 6000
Mark im Sinne des Antrages der Sozial und Kleinrentner zur
Beſchaffung je eines Brotes wöchentlich für ſie zu verwenden.
Stadtv. Gerth wollte es aber anders und wandte ſich gegen den
Vorſchlag des Genoſſen Troll. Seine Behauptungen über die
Höhe der Verſorgung der Sozialrentner nötigten den Genoſſen
Pauli zu einer kräftigen Richtigſtellung. Die kommuniſtiſchen
Stadtverordneten Blaß und Frau Saſſe hielten hochpolitiſche
Reden. Offenbar glaubten ſie, die Gelegenheit, vor ſo zahlreicher
Zuhörerſchaft zu ſprechen, nicht unbenützt laſſen zu dürfen, da ihre
eigenen Verſammlungen ſie nie bieten. Frau Saſſe war
übrigens tapfer genug, ihre Behauptung, die Stadtverordneten
verſammlung ſei eine „Quaſſelbude“, wenigſtens mit ihrer eigenen
Beteiligung an den Erörterungen unbeſtreitbar zu beweiſen. Die
Rechte, der in ihrer rettungsloſen Abhängigkeit von den einzelnen

W vor allen Dingen daran lag, die Höhe des
aufzubringenden Fehlbetrages unverändert und damit ihren
ſchmerzgeborenen Deckungsvorſchlag anwendbar zu erhalten, ſuchte
dies damit zu erreichen, daß ſie zwiſchendurch der ſozialdemokrati-
ſchen Fraktion immer wieder Verſchleppungstaktik vorwarf.

Nachdem ſo mehrere Stunden in nutzloſem Hin und Hergerede
vergangen waren, mußte ſich die Rechte ſchließlich doch dazu ver-
ſtehen, den Etatentwurf in ſeinen einzelnen Abſchnitten durch
zugehen und über die von der SPD.Fraktion geſtellten Abände-
rungsanträge abzuſtimmen. Wir erreichten dabei u. a., daß die
für die Hilfsbüchereien der mittleren und der Volksſchulen vor
geſehenen Summen erheblich erhöht, ſowie für Unterſtützungen in
harem Gelde und in Naturalien unter Oeffentlicher Fürforge“
je 5000 Mk. anſtatt je 500 Mk. eingeſtellt wurden. Der Ablehnung
verfiel aber unſer Antrag, einen Betriebsfonds zu ſchaffen und
ihn auf 10000 Mk. zu beziffern. Jndes ergab die Erörterung die
intereſſante Tatſache, daß Bürgermeiſter Brüninghauß es für an-
gebracht und für erlaubt hielt, den Ueberſchuß des vergangenen

um ein Erhebliches zu gering anzuſetzen und damit nicht
loß einen verſteckten Betriebsfonds zu ſchaffen, ſondern auch die

g. über die Höhe der jetzt aufzubringenden Steuern
zu en.Abgelehnt wurden u. a. weiter unſere Anträge, einen für den
Bildungsausſchuß der nicht mehr vorhandenen Volkshochſchule
vorgeſehenen Zuſchuß von 100 Mk. dem Bildungsausſchuß des
Gewerkſchaftskartells zu gewähren, die Desinfektionsgebühren' ab-
zuſchaffen und die Koſten es handelt ſich um einen Betrag von
noch 1000 Mk. voll auf die Stadt zu übernehmen, die zum Bau
einer Bedürfnisauſtalt vorgeſehenen 6000 Mk. zur Brotbeſchaffung
für die Sozial- und Kleinrentner zu verwenden (die Rechte be
ſtimmte dieſe 6000 Mk. zur Erhöhung einer Poſition der Schulden-
verwaltung) und ſchließlich 3000 Mk. als Beihilfe für die Arbeiter
wohlfahrt bereitzuſtellen.

Alle dieſe Ablehnungen erfolgten durch die Bürgerlichen gegen
die geſamte Linke mit 11 gegen 11 Stimmen. Der ſtellvertretende

s 10 Uhr, findet ifur ben Kreit Delthig vorheſchene

agesordnung: 1. geſt. und Kaſſenbericht; 2. Wahl desuUnterbezirlsborſandes; 3. hl der Delegierten zum Bezirkstag;

das Sachverſtändigengutachten 5. Kulturaufgaben
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des Vorſtehers Dr. Eckhardt die Sitzung „leitete“, beſaß alſo den
beneidenswerten Mut, mit ſeiner Stimme den Aus-ſchlag für die Ablehnung aller genannten Anträge zu geben!
Das ſei ausdrücklich hervorgehoben.

Die Verweigerung der Unterſtützung der Arbeiterwohlfahrt ver
anlaßte den Genoſſen Gründlich, zur Entlarvung des partei-
iſchen Vorgehens der Rechten ſelbſt in Wohlfahrtsangelegenheiten

u beantragen, nunmehr auch die drei für die Gubalkeſchen Wohl
ahrtsanſtalten in den Etat eingeſtellten Summen zu ſtreichen.

Und ſiehe da, dieſelben Herren, die für die Arbeiterwohlfahrt
ſtädtiſche Mittel micht übrig hatten, bekannten ſich ohne Beſinnen
zur Parteilichkeit, indem ſie die Beträge für die Gubalkeſchen
Unternehmungen trotzdem beibehielten. So ſehen alſo die aus,
die dauernd von angeblicher Parteilichkeit unſerer Genoſſen in
den Verwaltungen faſeln! Unſere Genoſſen in der Stadtver-
waltung haben der Alters- und Kinderhilfe des Paſtors Gubalke
die ſtädtiſche Unterſtützung nie verſagt! Den Bürgerlichen aber
blieb es vorbehalten, nachdem jetzt auch die Arbeiterwohlfahrt hier
insbeſondere mit ihrer Nähſtube Gutes ſtiftet, ihr dabei einſeitig
jede ſtädtiſche Geldunterſtützung zu verweigern! Genoſſe Grün d-
lich erklärte auf dieſen Vorfall hin am Schluſſe der Leſung des
Etats, daß die ſogialdemokratiſche Fraktion kaum in der Lage ſein
werde, einem Haushaltsplan ihre Zuſtimmung zu geben, durch
den die Parteilichkeit der Bürgerlichen in Wohlfahrtsſachen ſank-
tioniert würde.

Nachdem ein daraufhin vom Genoſſen Troll geſtellter Ver-
tagungsantrag es war mittlerweile 242 Uhr geworden der
Ablehnung verfallen war, forderte Genoſſe Troll die Linke auf,
die Vertagung durch Verlaſſen des Sitzungsſaales zu erzwingen.
Aber nur die 8 Sozialdemokraten gingen, die drei Kommuniſten
blieben ſitzen und retteten ſo die Beſchlußfähigkeit der Verſamm-
lung. Daß ſie ſich in ihrem blinden Eifer, „revolutionärer“ als
die Sozialdemokratie zu ſein, ſelbſt ohrfeigten, haben ſie wohl
gar nicht bemerkt Zu Beginn der Sitzung hatten ſie nämlich
ſelbſt die Vertagung der Etatberatung beantragt. Als ſie ſie jetzt
haben konnten, war es für ſie offenbar aber wichtiger, den Bürger-
lichen gefällig und zur Annahme desſjenigen Etats behilflich zu
ſein, deſſen Ablehnung ſie, die Kommuniſten, in dröhnenden Reden
forderten.

Kommuniſtiſche Arbeiter Sangerhauſens, ſeht Euch doch nur
dieſes Treiben Eurer Rathausvertreter an! Geht Euch immer
noch kein Licht auf? Herr Gerth von der Rechten jedenfalls er
faßte die Situation ganz richtig, daß nämlich die „rrrevolutio-
nären“ Kommuniſten die beſten Hilfstruppen der Regktion ſind.
Oder weshalb bot er ſonſt nach dem Weggang der Sozialdemo-
kraten zur gemütlichen Fortſetzung der öffentlichen Sitzung ſeinen
kommuniſtiſchen Freunden in menſchlichem Verſtändnis ſein Zi-
garrenetui zur geneigten Benutzung? Die Kommuniſten alſo
hielten aus, damit gegen 248 Uhr früh der Etat mit 11 bürgerlichen
gegen die 3 kommuniſtiſchen Stimmen nach dem bürgerlichen
Deckungsvorſchlag (220 Prozent Grundvermögensſteuer vom un-
bebauten, 172 Prozent vom bebeguten Grundbeſitz, 407 Prozent
Gewerbeſteuer nach dem Ertrag und 488 Prozent nach dem Kapital,
ſowie 12 000 Mk. Zuſchuß vom Gaswerk) angenommen werden
konnte. Damit endete die Sitzung. Heil Moskau!

Tilleda. Reichsbanner SchwarzRotGold. Nach einem
mit lebhaftem Beifall aufgenommenen Vortrage des Kameraden
Wielepp (Halle) fand hier am Sonntag im Beiſein einer größeren
Anzahl Kameraden aus Kelbra, Haackpfüffel und Sangerhauſen die
Gründung einer Ortsgruppe ſtatt. Weitere Anmeldungen nimmt bis zur
Vorſtandswahl der Gemeindevorſteher Herr v. Reuß entgegen. Zur
Verſammlung waren auch eine Reihe Stahlhelm- und Jungdomit-
glieder erſchienen, die ſich zum Teil mit Anfragen an der Diskuſſion
beteiligten. Kamerad Gründlich (Sangerhauſen) betonte daraufhin
insbeſondere den republikaniſch-überparteilichen Charakter des Reichs
banners. Den Reſt der Anfragen beantwortete Kamerad Wielepp in
ſeinem Schlußwort. Wir ſind ſicher, daß trotz widriger Umſtände
auch Tilleda hald eine ReichsbannerOrtsgruppe ſein eigen nennen
wird, die der Stärke ſeiner in ihrer großen Mehrheit republikaniſchen
Einwohnerſchaft eniſpricht!

Eilenburg. Aus der Parteibewegung. Am Freitag, dem
5. September, fand im „Schwarzen Adler“ unſere Mitgliederver
ſammlung ſtatt, in welcher Genoſſe Reichstagsabgeordneter Krüger
(Merſeburg) über „Das Londoner Abkommen und die Vorgänge im
Reichstag“ ſprach. Der geräumige Saal war bis auf den letzten
Platz beſetzt. Genoſſe Krüger behandelte zunächſt das DawesGut
achten. Jn klaren Worten bewies er, daß damit eine Grundlage
geſchaffen wird, den Wiederaufban Deutſchlands zu ermöglichen. Daß
Kommuniſten und Nationaliſten ſtimmten, laſſe ſich verſtehen.
Die Extremen Itnks und rechts lebten ja nur von der Kataſtrophen
politik. Bei ſtabilen Verhältniſſen verſchwinden die Krakehler. Unter
lebhaften Beifallskundgebungen der Verſammlung kennzeichnete Ge
noſſe Krüger die Radauhelden. Daß die Deutſchnationalen umfallen
würden, ſtand vorher feſt, trotz aller ſtarken Worte. Aus partei-
politiſchen Gründen hätte die Sozialdemokratie die Annahme ver
indern müſſen. Da uns aber allgemeines Intereſſe über Partei

intereſſe ſteht, ſtimmten wir für die Annahme. Zu dem am Sonntag,
dem 14. September, ſtattfindenden Unterbezirkstag wurden ſieben
Delegierte gewählt, und zwar fünf Genoſſen und zwei Genoſſinnen.
Ferner wurde angeregt und vom Genoſſen Krüger lebhaft unterſtützt,
daß die Parteigenoſſen ſich für „SchwarzRotGold“ einſetzen ſollten.

Eilenburg. Der Einbruch ins Realgymnaſßium. Jn
der Nacht vom 29. zum 30. Auguſt war ein im Direktorzimmer des
Realgymnaſiums ſtehender Schreibtiſch erbrochen und 130 tſchechi
ſche Kronen daraus geſtohlen worden. Jn Bitterfeld wurde, wie
wir ſchon berichteten, ein Einbrecher auf friſcher Tat bei einem
Schuleinbruch in der Nacht vom 30. zum 31. Auguſt ertavpt und
feſtgenommen. Die von hier aus in Bitterfeld gemachten Feſt
ſtellungen ergaben, daß der dort feſtgenommene Kinovorführer
Richard Fiedler zweifellos auch für den hieſigen Einbruch in Frage
kommt. Er war im Beſitz von 130 tſchechiſchen Kronen und ver
ſchiedenen Einbruchswerkzeugen. Fiedler befindet ſich im Amts-
gerichtsgefängnis Bitterfeld in Haft.

Falkenberg. Parteiverſammlung. Am Sonnabend fand hier
die erſte Verſammtung nach dem Wahlkampf ſtatt. Referent war der
Reichstagsabgeordnete Genoſſe Richard Krüger. Jn ausführlicher
Weiſe behandelte er das Londoner Abkommen, den Zollwucher und
die Vorgänge im Reichstag. Er zog mit den Rechts und Links
bolſchewiſten ſcharf ins Feld und rechnete gründlich mit den Deutſch
nationalen ab. Die Völkiſchen und die Deutſchnationalen, die ſonſt
in jeder von uns einberufenen Verſammlung Diskuſſionsredner
ſtellten, hatten es diemal vorgezogen, nicht zu erſcheinen. Sie wußten,
daß dies der beſte Teil ihrer Tapferkeit war; denn wahrlich, ſie
hätten euch nichts zu verteidigen gehabt. Das Volk kommt ſv lang
ſam dahinter, daß es von dieſen Parteien gründlich betrogen worden
iſt. Genoſſe Krüger erntete für ſeine Ausführungen reichen Beifall.

Liebenwerda. Parteiverſammlung. Der Vortrag des Genoſſen
Fitzkow über das Dawas- Gutachten war in großen Zügen gehalten
und ließ ein intenſives Studium des Gutachtens erkennen. Für das
innere Leben einer Ortsgruppe iſt es äußerſt wertvoll, wenn durch
Vorträge die Mitglieder in die Probleme ihrer mittelbaren und un-
mittelbaren Aufgaben eingeführt werden. Wünſchenswert iſt, daß ſich
der Monatsbericht nicht bloß auf die. inner- und außenpolitiſchen Er
eigniſſe, ſondern auch auf die politiſche Tätigkeit der Ortsgruppe
erſtreckt. Der Bericht aus der Stadtverordnetenſitzung brachte
Meinungsverſchiedenheiten zum Ausdruck, die im Intereſſe einer
ſyſtematiſchen und genauen Bildung'der Parteifunktionäre geklärt werden
müſſen. In der dritten Steuernotverordnung heißt es hinter S 8,
daß die Gemeinden eine r bis zu 100 Prozent
auf die ſtaatliche Gebäudeſteuer erheben können. An anderer Stelle
heißt es, daß die Gemeindehauszinsſteuer voll von den Hauswirten
umgelegt werden kann, alſo in der geſetzlichen Miete nicht enthalten
iſt. Liebenwerda erhebt eine Gemeindehauszinsſteuer von 100 Prozent,
welche gegen 12000 Mt. einbringen ſoll. Dieſer Steuerertrag müßte
voll zur Schaffung weiterer Wohnungen verwandt werden, um die
Wohnverhältniſſe der geſamten Einwohnerſchaft zu beſſern. Die
Ausgaben für die Schule bleiben mehrere Tauſend Mark hinter

Vorſteher, Mittelſchullehrer Fröſchke, der infolge Abweſenheit

tag fand im „Deutſchen Kaiſer“
meindevertretung ſtatt.
vorſteher bekannt,
Schöppe beſtätigt ſei und an ſeine Stelle als Gemeindevertreter
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Mansfelder Lande.

GemeindevertreterKonferenz.

Entſprechend den zutage getretenen Wünſchen, den daraus e
wachſenden poſitiven Ergebniſſen und gewiſſen politiſchen No
wendigkeiten hatten ſich am Sonntag in Eisleben die Gemeinde
vertreter des Mansfelder Landes zur wiederholten Zuſammenkunſ
eingefunden. Es kam dabei weniger darauf an, große akademiſch
Vorleſungen zu hören, ſondern mehr darauf, eine ſyſtematiſg-
Arbeit im gemeinſamen Austauſch von Erfahrungen und neuen
Gedanken zu leiſten. Nicht nur in der Entwicklung theoretiſche
Grundſätze kann die Aufgabe ſolcher Konferenzen beſtehen, ſondern
vorwiegend in der Vertiefung in praktiſche Erfahrungen, di
wiederum bei der Scehnelligkeit unſerer Zeit, dem damit verbunde
nen Wechſel und bei den verſchiedenartig gelagerten Verhältniſſe
in den einzelnen Gemeinden in öfterem Aufeinander folgen müſſen.

Dieſen Gedankengängen wurde der Referent des Tages, Genoſſe
Landrat Müller (Halle), in vorbildlicher Weiſe gerecht. Genau
abwägend, ſtellte er in ſeinen aufwerkſam verfolgten Ausführungen
die praktiſche Arbeit unter Beobachtung gewiſſer Grundſätze in den
Vordergrund. Unſer Augenmerk muß ſich darauf richten, in wirt
ſchaftlicher und kultureller Hinſicht das Niveau der breiten Maß
zu heben. Auf dem Wege der Entwicklung und Erziehung muß der
demokratiſche Gedanke gefördert werden. An intereſſanten Bei
ſpielen aus der Fülle der Praxis bot der Referent ein Spiegelbild
der Kommunalpolitik, das um ſo wertvoller war, als gerade daz
Parkett der Kommunalpolitik zu dem gehört, das nur ohne Gefahr
des Ausgleitens betreten werden kann, wenn eine gewiſſe Sicherheit,
geſtärkt durch Kenntnis der Dinge, und ein gewiſſes Quentchen
Erfahrung im pratktiſchen Leben vorhanden iſt.

Dem Referat entſprechend war die Diskuſſion, an der ſich
viele Genoſſen der zahlreich beſuchten Konferenz beteiligten. Ge
noſſe Chriſtange trat für ein ſtärkeres Selbſtverwaltungsrett
der Gemeinden ein, um dann der Finanzfrage, als der wichtigſten
der Gemeinden und der heute brennenden Frage der Erwerbslofen-
fürſorge das Wort zu reden. An der weiteren Diskuſſion, die die
Lage in den einzelnen Gemeinden in verſchiedenen Fragen ſchil-
derte, beteiligten ſich die Genoſſen Strube (Siersleben),
Krüger (Heiligenthal), Schuſter (Oberröblingen), Graſſe
mann (Gerbſtedt), Arndt (Mansfeld), Koch (Teutſchenthal),
Weiſe (Hettſtedt), Zober (Gerbſtedt, Glaubrecht und
weſen, Grund und Steuerfragen bildeten den Gegenſtand der Dis
kuſſion. Neben der Erörterung über die Erwerbsloſigkeit ſtand die
Wohnungsnot im Vordergrunde des Jntereſſes. Das Syſtem der
ſogenannten Altbergmannswohnungen mit ſeinen ein-
ſchneidenden Folgerungen auf dem Wohnungsmarkte führte bei
ſeiner Beſprechung zu folgender Reſolution, die an die zu
ſtändigen Stellen geleitet werden ſoll:

„Nach der beſtehenden Wohnungsmangel- Verordnung ſind die
Bergarbeiter vorzugsweiſe mit Wohnungen zu verſorgen. Dieſe
Verordnung, insbeſondere die über die Altbergmannswohnungen,
hat ſich immer mehr zu einem Hindernis für die allgemeine Woh
nungsverſorgung entwickelt. Sie muß um ſo einſchneidender
wirken, als Tauſende von Bergarbeitern in den letzten Monaten
entlaſſen ſind und, wie zahlreiche Exmiſſionsurteile der Gerichte
beweiſen, die Bergwerksgeſellſchaften auch trotzdem von dieſer
Verordnung rückſichtslos Gebrauch machten. Die ſozialdemo-
kratiſche Gemeindevertreter- Konferenz iſt deshalb der Ueber-
zeugung, daß eine Aenderung der angezogenen Wohnungsmangel-
Verordnung eine dringende Notwendigkeit iſt. Sie beantragt
daher, daß die zuſtändigen Regierungsſtellen im Wege der Ver-
vrdnung baldigſt Abhilfe ſchaffen mögen mit dem Ziel auf gänz-
liche Aufhebung der beſtehenden Verordnung.“

Der Referent gab auf alle an ihn geſtellten Fragen ſoweit als
möglich Auskunft und faßte im Schlußwort das Ergebnis der Dis
kuſſion zuſammen.

Nach Erledigung einiger interner Angelegenheiten wurde die gut
verlaufene Konferenz durch den Vorſitzenden Genoſſen Bötktge
geſchloſſen mit dem Hinweis, in nächſter Zukunft zu einer neuen
zuſammenzutreten.

Ein Holzſplitter vom Holzkopf!
Denkmalsweihe bei Rothenſchirmbach.

Politiſche Fanatiker hatten im Taumel ihrer angeblichen Macht
vor längerer Zeit ein Denkmal in der Nähe von Rothen-
ſchirmbach, einem an der Straße Eisleben Querfurt liegen
den Dörfchen, umgelegt. Es handelte ſich um einen Stein in ſpitz
ſäuliger Form (Obelisk), der an der einen Seite das Bildnis
Wilhelms I. trug. Umgeben von Tannen, bemooſt vom Wetter,
beſaß er wenig Anziehungskraft. Die Einheimiſchen kannten ſeine
Bewandtnis und der Wanderer, der ſeine Straße zieht, ſchlägt ſich
an dieſer Stelle ſeitwärts in den gerade beginnenden Wald. Das
törichte Wüten der Kommuniſten war ſonach unbegreiflich.

Der bei Rothenſchirmbach zerſchlagene Stein lag ewig an ſeiper
Stätte. Es gehörte nicht viel Witz dazu, zu wiſſen, daß die „Vater-
ländiſchen“ auf den Augenblick warteten, mit der Aufrichtung des
neuen Steines einen gewiſſen Zauber“ zu verbinden.

Für die Freundlichkeit, daß ihnen die Regierung die Ent
feſſelung ihrer Gefühle am 7. September geſtattete, wurden
in bekannter Weiſe die Republik und ihre Farben beſchmutzt!

Es verſteht ſich, daß Kind und Kegel, Mann und Weib, Roß und
Wagen, mit allem Drum und Dran gezogen kamen. Der Stahlhelm
und ſein Anhang und auch das Amazonenkorps, die Schweſtern
organiſation der Luwiſen, war erſchienen. Es ging los. Und wie!
Eine Rede folgte der anderen, und darunter war auch eine ſolche
des Stahlhelmführers Hauptmann Werner aus Halle. „Beſeelt“
von Dueſterbergſchem Sprit, fuhr der uniformierte Onkel „kraft-
voll“ gegen Republik und Verfaſſung los. Dabei leiſtete ſich dieſer
monarchiſtiſche Lümmel auch das Vergnügen, von der
Moſtrich- Garde zu reden. Fn dieſer Tonart werden alſo die
Grundideen zur Volksgemeinſchaft verfochten. Und dabei hat ein
Thüringer Miniſter noch die eiſerne Stirn, angeſichts ſolcher blöden
Frechheiten von einer Agitation des Reichsbanners zu reden, die
den Bürgerkrieg herbeiführen wolle. Entweder iſt der Miniſter
in Thüringen nicht mehr ganz beieinander oder der famoſe halliſche
Hauptmann hat vorher im Hauſe eines Rothenſchirmbacher Land
junkers dem Gott Bacchus gehuldigt, daß er ſeiner Sinne nicht mehr
mächtig war. Eines kann es doch nur geben, wenn die Tatſache
dieſer an ſich von ejner maßloſen Wut auf das Reichsbanner
zeugenden albernen Bemerkung in Betracht gezogen wird. Eine
Lehre wollen wir daraus ziehen: Dieſe Geſellſchaft wird an dem
eigenen Groll und Haß zugrunde gehen. Vielleicht tragen wir ihre
Jdee in abſehbarer Zeit zu Grabe.

ä ä

„Leimbach. Worauf ſtützt ſich der Mordverdacht?
Zu unſerer geſtrigen Meldung von der Verhaftung des Aufſehexs
Guſtav Trautmann wird von der Frau des Verhafteten gebeten,
die Nachricht dahin zu ergänzen, daß die Verhaftung ihres Mannes
nicht infolge der Hausſuchung geſchehen ſei. Die am Donnerstag
vorgenommene Hausſuchung ſei erfolglos geweſen.

Wimmelburg. Gemeindevertreterſitzung. Am Sonn
eine öffentliche Sitzung der Ge

Eingangs derſelben gab der Gemeinde
daß der Gemeindevertreter Blankenberg als

H. Lundershauſen von der Vereinigten Liſte nachrücke. Letzterer
wurde durch Handſchlag verpflichtet und ſomit als Vertreter ein
geführt. Seitens der kommuniſtiſchen Fraktion wurde gegen die
Nichtbeſtätigung ihres Schöppen proteſtiert. Böttcher (Bürg.)
wandte ſich gegen die Ausführungen der Kommuniſten und ver-
langte Eintritt in die Tagesordnung. Hierbei kam es bereits zu
ſcharfen Auseinanderſetzungen. Dann wurde in die Tages
ordnung eingetreten. Beim Voranſchlag zum Haushaltsplan nahm

denen des Dorfes Falkenberg zurück; ebenſo der geſamte Etat.
Böttge (KPD.) Gelegenheit, darauf hinzuweiſen, daß die letzte
Gemeindevertretung gut gearbeitet habe, entgegen den Behauptun

Eisleben, den 9. September.

Chriſtange (Eisleben). Die Wohnungsfrage, das Siedlungs-
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47 der n r Meute anläßlich der Wahlpropaganda, es ſei
J i m t getrieben Es erfolgt Annahme des Etats. Einen
a enbau über die „Böſe Sieben“ im Unterdorf haben mehrere

nwohner beantragt. Burghardt (Bürg., früherer Gemeinde
r er) erklärte, daß wegen beſtehender Einbruchsgefahr des
Erdbodens an dieſer Stelle (ſogenannte Schlottenbrüche) der Bau
einer Brücke bisher unterblieben ſei, während man andererſeits
behauptet, es ſeien perſönliche Gründe maßgebend geweſen, wo
gegen man ſich bürgerlicherſeits verwahrt. Es wurde beſchloſſen,
die Brücke, die etwa 1000 Pktk. Geſamtkoſten verurſacht, zu bauen,
wenn es gelingt, das Geld dafür zu beſchaffen. Der Gemeinde
vorſteher erklärte jedoch, daß dies vor Frühjahr 1925 nicht möglich
ſei. Bei der Beratung eines Antrages betr. Pflaſtern eines Fuß
weges kam es zu heftigen Zuſammenſtößen zwiſchen Böttcher
(Bürg.) und Böttge (Komm.), wobei erſterer dem letzteren Be
trug an den Gemeindemitgliedern während ſeiner Tätigkeit als
Gemeindevorſteher nach der Revolution vorwirft, w egen Böttgeganz entſchieden proteſtiert. Böttcher erhielt einen rngergh
Die Pflaſterung wurde beſchloſſen. Die Entſchädiguag des
Steuererhebers wurde von 150 Mk. auf 200 Mk. pro Jahr erhöht.
Einem Antrag der Handarbeitslehrerinnen auf Erhöhung ihrer
Entſchädigungen von 385 auf 50 Pf. pro Stunde wurde zugeſtimmt.
Bei einem Antrag betr. eine Denkmalsangelegenheit war es nicht
möglich, feſtzuſtellen, von wem er geſtellt war. Auf wiederholte
Fragen eines Vertreters gab der Gemeindevorſteher immer nur
ausweichende Antworten. Alſo die ganze Sache hat einen ziemlich
dunklen Hintergrund. „Will man vielleicht Wimmelburg nun an
die Reihe kommen laſſen mit einem faſciſtiſchen Rummel? Es
ſcheint bald ſo. Der Antrag beſagt, die Gemeinde möge aus
ihren Mitteln den Bau des Denkmals ausführen, nachdem man
vergebens verſucht hatte, das Geld auf dem Wege der Sammlung
zu beſchaffen. Trotzdem man zum Bau der ſehr notwendigen
Brücke angeblich das Geld nicht oder nur ſehr ſchwer beſchaffen
kann, wurde der Antrag mit 7 gegen 4 Stimmen angenommen
um die Gefallenen zu ehren (oder die Ludendorffe? D. B.):
Gegen Gefallenenehrung haben wir nichts einzuwenden, aber das
kann auf andere Weiſe geſchehen. Unter den Antragsgegnern be-
finden ſich ein Vertreter der Vereinigten Liſte und drei Kom-
muniſten. Und die anderen drei von der erſteren Liſte? Sie
haben das Vertrauen ihrer Wähler nicht reſpektiert und ſich zum
Spielball nationaliſtiſcher Jnſtinkte gebrauchen laſſen. Uns
ſcheint, als wenn ein bißchen Angſt vor dem Herrn FahrſteiBurghardt mitgeſpielt ahnte oder nicht? War denn
z335aſtes Hochheben der Hand? Man ſollte es wohl nicht ſo ſehr
ſehen? Wir werden uns das für die Zukunft merken müſſen!
Die Herren von der kommuniſtiſchen Fraktion ſollten in Zukunft
darauf achten, etwas weniger Propagandareden zu ſchwingen,
das wäre der ganzen Sache dienlicher. Eine Anregung Böttges,
ein Weihnachtsgeſchenk an die Kriegerhinterbliebenen in Höhe von
20 Mk. vorzubereiten, fand Vnterſtützung. Die Verpachtung der
Aecker geſchieht nicht mehr durch die Domäne, ſondern direkt durch
die Regierung.

Gewerkſchaſtsbewegung.
Deutſcher Baugewerksbundestag.

Jn der Abendſitzung des dritten Verhandlungstages wird mitder Beratung des dritten Punktes der Lagegorducng, „Lohnbe-
wegung und Tarifverträge“, begonnen, zu dem Töpfer vom
Bundesvorſtand das einleitende Referat hält. Er geht zunächſt
auf die ſ e der Jnflation ein und betont, daß auch
nach der kſtabiliſierung niedrig gehaltene Löhne das thpiſche
Merkmal waren. Ein nicht zu unterſchätzender Fortſchritt ſei bei
dem Einſetzen der Bautätigkeit zu verzeichnen geweſen. Aber
noch nie ſeien für dieſe Erfolge ſo gewaltige Anſtrengungen und
ſo notwendig geweſen wie im erſten Halbjahr 1924.
Heute iſſe Nargeſtellt werden, ob vom Baugewerksbund ein
neuer Abſchluß des Tarifvertrages angeſtrebt oder der jetzige
tarifloſe Zuſtand vorläufig beibehalten werden ſoll. Redner
empfiehlt zum Schluß Annahme der Entſchließung zum Abſchluß
eines Reichstarifvertrages. Otto vom Bundesvorſtand macht

reren Er nimmt im beſonderen auf Grund einer
vorliegenden chließ egen die Einführung der Arbeits-
dienſtpflicht der Jugend Stellung.
vent 910 Uhr werden die Beratungen auf Sonnabend 9 Uhr

vertagt.In der Vormittagsſitzung des vierten Verhandlungstages erhält
Silberſchmidt vom Bundesvorſtand das Wort zu einem
Vortrag über die Frage der Arbeitsbeſchaffung. Er weiſt auf die
Verhandlungen der Organiſation mit den maßgebenden Regie
rungsſtellen hin und betont, a auf Grund dieſer Beſprechungen
ſchon in allerkürzeſter Zeit der Bau des Mittelland-
kangals in Angriff genommen werde. Die Arbeit werde nicht
aus Reichsmitteln, ſondern durch eine gemiſchtwirtſchaftliche Ge
ſellſchaft mit ausländiſcher Kapitalshilfe durchgeführt. Weiter
ſei von einer halben Privatgeſellſchaft unter dem Namen „Reichs-
kulturwerk“ die Kultivierung von Oedland in großem Maße vor
bereitet worden. Der Plan ſehe vor, innerhalb 10 Jahren 500 000
bis 600 000 Kleinſiedelungen und Bauernſtellen einzurichten. Nach
längeren Ausführungen richtet der Redner an alle Funktionäre
den dringenden Appell, der Arbeitsbeſchaffung größere Aufmerk-
ſamkeit zuzu wenden. z der Ausſprache äußert ſich ein
Redner als grundſätzlicher Gegner des Reichstarifvertrages.
Andere warnen vor zentralen Regelungen. Allgemein wird gegen
die jetzige Form der Notſtandsarbeiten Stellung genommen. Jm
Schlußwort erſucht Veſper vom Bundesvorſtand nochmals, der
Entſchließung zuzuſtimmen. Mit allen gegen vier Stimmen wurde
hen ntichließung zum Reichstarif angenommen, in der es u. a.
eißt:
„Der Bundestag billigt die ablehnende Stellungnahme des

Bundesvorſtandes und Bundesbeirats zu dem Schiedsſpruch vom
16. Juli 1924, der die Bauarbeiter verpflichten wollte, während
6 Monaten im Jahre 58 Stunden wöchentlich zu arbeiten und
weitere Verſchlechterungen des abgelaufenen Reichstarifvertrages
anzunehmen. Der Bundestag lehnt eine regelmäßige und zwangs-
läufige Ueberſchreitung des Achtſtundentages und der 48-Stunden-
Woche mit aller Entſchiedenheit ab. Der Bundestag will nicht
jeder Ueberſchreitung des Achtſtundentages widerſprechen. Wenn
aus zwingenden wirtſchaftlichen Gründen zeitweilig
Ueberſtunden notwendig ſind, ſo können und dürfen die örtlichen
oder bezirklichen Organiſationen ſolche vereinbaren. Als Merk-
mal der Notwendigkeit gilt insbeſondere eine rege und anhaltende
Bautätigkeit und der Mangel an Bauarbeitern. Solche Ueber
ſtundenvereinbarung muß zeitlich begrenzt ſein und die
Ueberſtunden müſſen mit einem Zuſchlag zu dem Tariflohn
vergütet werden.“

Die Entſchließung ſpricht ſich weiter gegen die Akkordarbeit im
Baugewerbe aus ſowie gegen eine Verſchlechterung des Zuſtandes,
der den jungen Bauarbeitern zwei Jahre nach beendeter Lehrzeit
den vollen Tariflohn gewährleiſtet. Ferner wird die Reguli erung
der Arbeitsbedingungen für die Baugewerksmeiſter im Reichstarif
verlangt. Unter Ablehnung der von den Unternehmern geforderte
Verſchlechterungen ſoll nach der Entſchließung der Abſchluß ein
Reichstarifvertrages angeſtrebt werden. Ein ſtimmige An-
nahme fand ferner folgend Entſchließung zur Notſtands- und
Pflichtarbeit:

„Der erſte Bundestag des Deutſchen Baugewerksbundes ſtellt
feſt, daß die Art, wie im Deutſchen Reich in den letzten Jahren
ſogenannte Notſtandsarbeiten vorgenommen wurden, für die im
Baugewerbe beſchäftigten Arbeiter ein Mittel zur Verſchlechterungihrer Lohn und ſonſtigen Arbeitsbedingungen wurde. Die Bau
arbeiter müſſen es als eine ihnen von der Reichsregierung ange
lane Verhöhnung betrachten, wenn die Regierung Zuerſt den
Reichstarifvertrag und die Bezirksverträge für allgemeinverbind-
lich erklärt und hinterher durch ihre Verordnungen verlangt, daß

meng, die
örten, führten

na

r die Bauleiterſener Wert mehr be en Tarifverträ
en. Die Bauarbeiter fordern aus vo

wirtſchaftlichen Gründen, daß für alle Bauarbeiten entw der
tarifvertraglich feſtgeſetzte Lohn oder, wo ein Tarifvertrag nicht
beſteht, der für Bauarbeiter übliche Lohn gezahlt wird. No:ſtands-
arbeiten in der bisher beliebten Weiſe werden teurer als von
Bauarbeitern zum Tariflohn ausgeführte Arbeiten. Jhr ſittlicher
Zweck ſollte ſein, die Erwerbsloſen vom Müßiggang abzuhalten
und ihre Moral dadurch zu ſtärken, daß ſie für die ihnen von der
Allgemeinheit zufließende Unterſtützung eine Gegenleiſtung in
Form von Arbeit bringen ſollten. Erreicht wurde, daß in den
meiſten Fällen bloße Anweſenheitsgelder gezahlt wurden und die
an Erdarbeit gewöhnten Arbeiter erwerbslos wurden oder in
e Leiſtung zurückbleiben mußten, um ſich der Mehrheit anzu

aſſen.
Ebenſo wurde eine Entſchließung zur Arbeitsdienſt-

pflicht angenommen. U. g. wird darin geſagt: „Wir beſtreiten
zunächſt, daß die durch „Dienſtpflicht' ausgeführten Arbeiten
wohlfeiler werden als die von freien Arbeitern ausgeführten.
Darum und weil es erwerbsloſe Arbeiter genug gibt, die dieſe
Arbeit leiſten können, ferner weil wir die Einführung des ver-
kappten Militarismus nicht wollen und weil in der kapitaliſtiſchen
Geſellſchaft erfahrungsgemäß mit dieſen Arbeiten nicht ſo ſehr
dem ganzen Volk als einigen Grundbeſitzern gedient würde, be-
kämpfen wir bis zur Umgeſtaktung der geſamten Wirtſchaft die
rn Fienſtpfticht und verpflichten alle Mitglieder, das gleiche
zu tun.“

Sodann erſtattete Horter (Karlsruhe) Bericht über die Be
ratungen der Satzungskommiſſion, wobei gleichzeitig die Abſtim-
mungen über die vorliegenden Anträge vorgenommen werden. An
nahme fand u. a. eine Anzahl von Anträgen, die vom Bundes-
vorſtand geſtellt wurden und eine ſtraffere Organiſation bezwecken.
So ſind beiſpielsweiſe verſchärfte Beſtimmungen in die Satzungen
eingefügt worden, die den Baugewerksbund

gegen die kommuniſtiſchen Gewerkſchaftszerſtörer

e ſollen. Weiter ſind beſondere Strafbeſtimmungen vor
geſehen für ſolche Mitglieder und Vertrauensperſonen, die gegen
die Bundesſatzungen verſtoßen, die mit bundesfeindlichen Parteien
und Organiſationen wie der Roten Gewerkſchafts-Jnter-
nationale zuſammenwirken oder auch ſonſt dem Wohl des
Bundes oder auch der Arbeiterſchaft entgegenarbeiten. Beſchloſſen
wurde ferner eine Neuregelung der Beiträge und der verſchiedenen
Unterſtützungsſätze. Die Geſamtänderungen der Satzungen wurden
gegen eine Stimme angenommen. Die neuen Satzungen ſollen
ab 1. Januar in Kraft treten, die Beſtimmungen über Reiſe-
unterſtützungen dagegen ſchon am 1. Oktober 1924. Weiterhin
wurden die Richtlinien für Lohnbewegungen und Arbeitseinſtellun-
gen im weſentlichen wieder beſtätigt. Zugeſtimmt wurde aucheiner Entſchließung zur tariflichen Geſtaitung des Lehrlingsrechts

unter Berückſichtigung einer von den Jugendlichen beantragten
Aenderung. Mit großer Mehrheit ſprach ſich der Verbandstag
ſodann für die Anzeigenannahme im „Grundſtein“ aus. Zur
Neuregelung der Anſtellungsbedingungen der Angeſtellten des
Baugewerksbundes wurde ein Kommiſſionsvorſchlag angenommen,
der den Angeſtellten allgemein vom 1. September an eine 30pro-
zentige Gehaltserhöhung zuſpricht. Hinſichtlich der Wahlen der
Delegierten zum nächſtjährigen Gewerkſchaftskongreß wurde die
Ausſchreibung der Wahl dem Vorſtand überlaſſen. Gegen eine
Stimme wurden gewählt: Paeplow zum Vorſitzenden, Bern-
hardt zum erſten Stellvertreter und Scheibel zum zweiten
Stellvertreter. Der übrige Teil des Bundesvorſtandes bleibt in
der bisherigen Zuſammenſetzung beſtehen. Weiter wurde auch
noch die Wahl der Reichsfachgruppen-Obmänner ſowie der Revi-
ſoren und der Bundesausſchußmitglieder vorgenommen. Be-
ſchloſſen wurde ferner, daß der Sitz vorläufig in Hamburg
verbleiben ſoll. Dann folgten verſchiedene Schlußanſprachen,
worauf unter Abſingen eines Verſes des Sozialiſtenmarſches ſowie
mit einem dreifachen Hoch auf den Deutſchen Baugewerksbund
nachmittags gegen 31 Uhr die Tagung geſchloſſen wurde.

Internationaſer Buchdruckerkongreß.
Hamburg, 9. September. (Eig. Drahtbericht.)

Jm Anſchluß an den Verbandstag der Deutſchen Buchdrucker
trat am Montagvormittag im Gewerkſchaftshaus in Hamburg der
9. Jnternationale Buchdrucker Kongreß zuſammen. Anweſend ſind
Delegierte aus Belgien, Dänemark, Deutſchland, Frankreich, Hol
land, Jsland, Jtalien, Jugoſlawien, Luxemburg, Norwegen,
Oeſterreich, Polen, Rumänien, Schweden, der Schweiz, Tſchecho
ſlowakei und Ungarn. Der Vorſitzende der Sekretariatskommiſſion,
Schlumpf (Bern), ſtellt in ſeiner Begrüßungsrede feſt, daß in
den letzten Jahren die internationalen Beziehungen Fortſchritte ge
macht haben. Nach weiteren Begrüßungsanſprachen wurden zu
Vorſitzenden des Kongreſſes Schlumpf (Bern), Seitz (Deutſchland)
und Waterſchoot (Belgien) gewählt. Vor Eintritt in die Tages
ordnung wurde auf Antrag von Rothenſtein (Ungarn), der auf den
Antikriegstag am 21. September hinwies, folgende Ent-
ſchließung einſtimmig angenommen:

„Der am 8. September in Hamburg tagende 9. Jnternationake
Buchdrucker Kongreß erklärt in voller Uebereinſtimmung mit der
übrigen organiſierten Arbeiterſchaft aller Länder unter An
rufung der Kultur und der Menſchlichkeit, gegen die Beſtre
bungen, die auf einen Krieg abzielen, auf das entſchiedenſte zu
proteſtieren und dieſe ſeine Stellungnahme in dem Rufe der ge
werkſchaftlichen und volitiſchen Jnternationale von Amſterdam
und London zum Ausdruck zu bringen: „Nie wieder
Kriegl“

Der internationale Sekretär verlas dann ein Schreiben der
Engländer, die mitteilen, daß ſie eine Beſchickung des Kongreſſes
ablehnen müßten, weil die Verſchmelzung der Jnternationalen
Sekretariate nicht auf der Tagesordnung ſtehe. Sodann wurde in
die Tagesordnung eingetreten, die mit dem Bericht der Sekreta-
riatekommiſſion, von Verdan erſtattet, beginnt. Die Tagesord
nung enthält weiter in der Hauptſache techniſche und organiſa
toriſche Fragen, die vielfach ineinandergreifen.

Der Kampf im rheiniſch weſtfäliſchen Baugewerbe.
Ablehnung des Schiedsſpruches. Fortführung des Kampfes.
Der am Donnerstag dem 34. September, vom und

Staatskommiſſar Mehlich gefällte Schiedsſpruch für das rheiniſch-
weſtfäliſche Baugewerbe iſt von den BauarbeiterOrganiſationen
(freie und chriſtliche) in einer gemeinſamen Konferenz in Eſſen als
nicht weitgehend genug abgelehnt worden. Der Kampf im
Baugewerbe in Rheinland und Weſtfalen ſoll mit unverminderter
Schärfe fortgeſetzt werden.

Vor neuen Kämpfen im Ruhrbergbau.
Ablehnung des Schiedsſpruches durch die Bergarbeiter.

Der Bergarbeiterverband ſchreibt uns zum Lohnſchiedsſpruch im
Ruhrbergbau (ſüdliche Randzechen) Die am Tarifvertrag beteilig-
ten Arbeitnehmerverbände haben den Schiedsſpruch abge
lehnt. Jn der Begründung der Ablehnung wird geſagt, daß der
in Ziffer 2 vorgeſehene LohnunterſchreitungsProzerttſatz von 5
bzw. 8 Prozent nach Anſicht der Arbeitnehmerverbände zu hoch iſt.
Der in den verſchiedenen Ortſchaften des ſüdlichen Randgebietes
bis vor einiger Zeit ermittelte Lebenshaltungsindex iſt teilweiſe
höher als in Ortſchaften des mittleren und nördlichen Teiles des
Ruhrgebiets. Jedenfalls ſind die Lebenshaltungskoſten im ſüd-
lichen Randgebiet im Durchſchnitt nicht geringer oder nicht weſents geringer als im mittleren und nördlichen Teile des Reviers.

Der beim erſten Tarifabſchluß von den Arbeitgebern mit ange
führte Grund (niedrigere L ltungskoſten) liegt nicht mehr
vor. Die Preisentwicklung der letzten Jahre hat den in der Vor
kriegsgeit bzw. nach Kriegsende etwa vorhandenen Unterſchied in
den Lebenshaltungskoſten ziemlich reſtlos beſeitigt. Dieſer Preis
entwicklung iſt durch Minderung des erſtmaligen Progzentſatzes vonals Entgelt für bauberufliche Arbeit die Erwerbsloſenunterſtütung

genügen ſoll. Dieſe einander widerſprechenden Regierungsmaß-

ſr das Anſehen der oberſten Reichsbehörden

tenden

l der von 29 auf 18 auch teilweiſe Rechnung getragenS ne ine ältniſſe dieebensh tung der Bergarbeiter a i tariflichen Vollöhnen eine
hr geringe iſt, ſo iſt bei Berückſ g der ziemlich gleichen Höheer Lebenshaltungskoſten der vorgeſehene Lehnunterſchreuunge-

Prozentſatz für die Arbeiter untragbar. Auch die Erhöhung
der Zahl der nach dem Schiedsſpruch als ſüdliche Randzechen geld in dieſem Ausmaße iſt nach Auffaſſung ber Arbeit

enehmer ände nicht gerechtfertigt.

Der Deutſche Metalarbeiterverband führt die
Erwerbsloſenunterſtützung wieder ein.

Vom Wiedererſtarken der Gewerkſchaften zeugt der Beſchluß des
Vorſtandes des Deutſchen Metallarbeiterverbandes, ab 6. Oktober
die Erwerbsloſenunterſtützung wiedereinzuführen, welche erſtmalig
am 11. Oktober zur Auszahlung gelangt. Mit Rückſicht auf die
beſonders in der Metallinduſtrie herrſchende Kriſe und daß faſt alle
arbeitsloſen und kranken Mitglieder Erwerbsloſenunterſtützung
erhalten, wird die Unterſtützung zurzeit noch nicht in der ſtatutariſch
feſtgelegten Höhe gezahlt. Neben der großen Arbeitsloſigkeit
kommen in der Metallinduſtrie auch viel rzarbeiter in Frage,
ſo daß die Einnahmen des Metallarbeiterverbandes nur gering
ſind wenn man bedepkt, daß ſich der Vorſtand des DMV. wie in
den erſten Monaten dieſes Jahres auf große Kämpfe einzuſtellen
hat, ſo iſt der Beſchluß, die Erwerbsloſenunterſtützung jetzt wieder
einzuführen, nicht hoch genug anzuſchlagen. Wenn auch die
wöchentlirhe Unterſtützung zurzeit nicht hoch iſt, ſo wird ſie doch
jeder arbeitsloſe und kranke Kollege mit Freuden begrüßen. Der
Ruf nach der Wiedereinführung der Erwerbsloſenunterſtützung war
allgemein; ſelbſt Verwaltungen, die noch auf dem diesjährigen
Kaſſeler Verbandstag als Gegner der Erwerbsloſenunterſtützung
auftraten, haben den Vorſtand dringend erſucht, ſobald wie möglich
dieſe Unterſtützung wiedereinzuführen. Es liegt nun an den Mit-
gliedern, dafür zu ſorgen, daß die Unterſtützung recht bald in der
ſtatutariſch feſtgelegten Höhe zur Auszahlung gelangen kann, wenn
jeder ſich zur Pflicht macht, Agitator zu ſein und die fahnenflüchtig
Gewordenen wieder zur Organiſation zurückführt. Zu bemerken
iſt noch, daß der DMV. Erwerbsloſenunterſtützung 20 Wochen lang
zahlt, was bei der jetzigen langanhaltenden Kriſe von großer Be
deutung iſt. Die „Metallarbeiter-Zeitung“ ſowie die Ortsver-
waltung werden den Mitgliedern über die Einzelheiten, die mit
der Wiedereinführung der Erwerbsloſenunterſtützung im Zu-
ſammenhang ſtehen, Aufſchluß geben.

Gewerkſchaftszerſtörer in Acht und Bann.
Die plötzliche Kehrtſchwenkung, die den profeſſionellen kommu

niſtiſchen Gewerkſchaftsſpaltern in der Gewerkſchaftstaktik von der
Kommuniſtiſchen Jnternationale befohlen worden iſt, hat bet
einigen dieſer Schädlinge der Arbeiterbewegung nicht ſchnell genug
den Dreb gebracht, wie die Moskauer Oberbonzen von ihren Steh-
aufmännchen erwartet haben. Man mußte deshalb zur Warnung
für alle KPD.-Leute, die gegen den Moskauer Stachel zu löken
wagen, an einigen dieſer Gewerkſchaftsſpalter ein Exempel
ſtatuieren.

Wie wir durch Wiedergabe einer Meldung der „Roten Fahne“
bereits kurz mitteilten, ſind die Kommuniſten Paul Kaiſer,
Weyer und Wilhelm Schumacher wegen Nichtbefolgung der
Moskauer Beſchlüſſe aus der KPD. ausgeſchloſſen worden.
Jn dem deutſchen Sowjetorgan wird dazu von der KPD.Zentrale
eine eingehende Begründung veröffentlicht. Uns intereſſieren hier
beſonders die Gründe, die für den Ausſchluß Weyers angegeben
ſind. Die Begründung für den Ausſchluß des in der halliſchen Ar
beiterbewegung in ganz beſonders gutem Andenken ſtehenden Unio
niſtenführers beſagt, daß er die Verpflichtung, wonach er die Be
ſchlüſſe der KPD., wie ſie von ihren Jnſtanzen, Konferenzen und
andern Körperſchaften gefaßt werden, zu befolgen, nicht eingehalten
habe, ſondern ſich wiederholt der Durchführung von Partei-
beſchlüſſen und der Beſchlüſſe der Weltkongreſſe der Komintern und
Profintern widerſetzt“ hat. Es werden eine Reihe Verſtöße
Weyers in der Begründung aufgeführt. Er habe „eine Sonder-
konferenz von Unionsfunktionären in Leipzig organiſiert, die
Vorbereitungen zur Spaltung der Union treffen ſollte. J halli-
ſchen Bezirk iſt auf Grund dieſer Sonderfonferenz dieſer Spal-
tungsverſuch tatſächlich unternommen worden. Er hat ſhyſtematiſch
die Beſchlüſſe der Weltkongreſſe der Komintern und Profintern
ſabotiert. Er hat die ihm von der kommnniſtiſchen Fraktion der

zu ſpielen beginnen.

Aus der Arbeiterſportbewegung.
Sportklub „Adler“ von 1895. Mittwoch, den 10. September, abends7 üer Uebungsſtunde in der Turnhalle der Luiſenſchule, zu der alle

aktiven und auch paſſiven Mitglieder unbedingt erſcheinen müffen, da
die Serienmannſchaften eingeteilt werden und vor allen en die
Vorübungen zum Stiftungsfeſt beginnen. Bei unentſchuldigtem

iſt Strafe zu zahlen. de Spiel Cyr
ervereinigung „Volkspark“ Halle. e vom7 See 1924: Reſultat für 1. Mannſchaft 4832 Holz, für

4850 Holz, 18 Holz für Teicha. Beſter geger der 1. Mann
Wenner (100 Kugeln mit 509 Holz), von Brauer (1
mit 650 Holz). Spiele am ntag, dem 14. tember
Se e de wen h h anntet ehen Ter Teutſchenthal von 1 bi WeTeicha. Treffpunkt 7 Uhr an der Glocke in Trotha. S.

dem

gegen Wettin in Wettin Treffpunkt 7 Uhr an der „Glode in
Laut Verſammlungsbeſchluß haben ſämt Klubs
beitrag pro M
bis 12. September 1924 an

i i tens 3. Oktober 1924 und 10zie e e Thiere Van ſrrinhentt et

Verantwortlich für Politik, Wirtſchaft, Feuilleton und
Gewerkſchaftliches: Gottl. Kaſparek; kales und
Provinzielles: Alfred Wielepp; für den Angzeigenteil:el Her e i g. ſämtlich in Sei r
blatt“ H.

„Volks
m. Druck: Halleſche GenoſſenſchaftsSe e. G. m. b. H. J Harz 4244.

Graue Hugre?
erlangung ſeiner na

arbe des Kopf und
egt, gebraucht entin“tin erzeugt durch Einwirkung auf ſie S nach und die

nenee uppen und Haarau und iſt abſolut unWo in L.): Flaſche 2,50 Mk., Großvertrieb für und Ausland
O. Kiappenbachn. Halle a. S. Verkaufsſtellen:
Oskar Ballin ſen., Leipziger Straße 17; Emrich S Keil, merie,Obere Gr. Steinſtr. S Max Ott, er 26; n

5 bzw. 738 Prozent auf 3 Prozent und durch die Einſchränkung der Sanitätsgeſchäft, Gr. Ulrichſtr. 41.

machen 10 Jahre älter. Wer auf Wieder
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Welle: Proletarier aller Länder, vereinigt Euch!

von den Kommuniſten alle Tage als regktionäre, nationaliſtiſche
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In England.

Von Kurt Heinig.
London, Anfang Den ber.

Ankunft. Das Fluggzeug rollt im großen Hafen von Croydon
bis vor die Gepäckhalle. (Der Deutſche wird bei der Paßkontrolle
noch ein kleines bißchen anders behandelt als ſonſtige Einreiſende.)
Danach fahren wir raſch in das zum Wochenende ſchlafen gehende
London hinein.

An der Victoriaſtreet knallt Blechmuſik in die Dämmerung.
Zehn- und zwölfjährige Boy Scouts, trappermäßig aufgeputzt
die Sehnſucht unſerer eigenen Jugend marſchieren unter Füh-
rung einzelner Erwachſener (ihrer Lehrer?) heran und vorbei.

Der Sonntag in London ſcheint der Provinz und den Fremden
u gehören. Vor dem Gitter der Wellington-Kaſerne ſammeln

ſie ſich in Trupps. Hier ſtehen die langen Kerle des alten Fritz
die wir längſt tot glaubten in roten Uniformen, mit halb-

meterhohen Pelzfäſſern auf dem Kopf, zur Schau oder zur Wache,
wie man ſagen mag. Neben ihnen eroberte deutſche Kanonen (die
ich überdies in Südengland auf Schulhöfen, in Oxford ſogar neben
dem grünen Tennisplatz der Studentenariſtokratie wiederfand,
zum Glück ungepflegt, gewiſſermaßen angeſchimmelt, vielleicht
läſtig oder vergeſſen). Jn Whitehall, vor der Kaſerne der Horſe
Guards, quetſcht ſich jung und alt zu dicken Haufen: hier ſitzen
in zwei nach der Straße hin offenen Steinhäuschen, hoch zu Roß,
mit rieſenhaften blitzblanken Waſſerſtiefeln, den Blechhelm tief
auf der Naſe, ſteif und ſtumm Gardereiter.
An der Mauer, zwanzig Meter weiter, klebt ein lithographiertes
Plakat, das die Bedingungen enthält, unter denen bei der Garde
Leute eingeſtellt werden: Größe, Sold, Ausſichten.

Jch kann mir nicht helfen: das England gefällt mir nicht,
zumal doch deutlich zu fühlen iſt, daß es ſich mit ſeinem Tradi-
tionskult ſelbſt täuſcht.

Den Toten des Weltkrieges. Downingſtreet liegt ſtill
eng und ſtumm. Weiter unten flattern inmitten der Straße an
einem hochragenden Monument britiſche Fahnen: Kränze häufen
ſich, verwelkte und friſche. Hut ab „Den Toten des Welt-
krieges“. (Jn Paris liegt der unbekannte Soldat unter dem
Arc de Triomphe, auch dort konnte ich, wie jedermann, den Hut
ziehen. Wo ehrt man in Deutſchland die Männer, die ſtarben,
das Volk, das ſich opferte, den Unbekannten, der im Graben ver
ſchied? Man muß ſich ſchämen.)

Eind rücke Die Weſtminſter-Abtei, der Tower, das ſind
heute Volksangelegenheiten, Sehenswürdigkeiten, die „man“ erlebt
haben muß. Die neue Zeit Autobuſſe, Untergrundbahn und
Nachmittagtee paſſen noch eher zum engliſchen Pantheon, der
Weſtminſter-Abtei, als zum Tower. Die ungeheuerliche Brücke,
die nahebei über die Themſe führt, drückt dieſe düſteren Mauern
zu einer Kleinheit herab, die ihrer Geſchichte widerſpricht. Stahl-
tion und Montagearbeiter ſiegten über Henkerbeil und

önige.
Am Montagmorgen erwacht London ſehr früh. Die Autobuſſe

toben durch die geleerten Straßen, Policemen repräſentieren die
hier weißbehandſchuhte ſehensreiche Ordnung, ſie wiſſen überdies
in der Fülle der Verkohrsmöglichkeiten auch nicht immer Beſcheid.

An der Nelſonſäule, am Trafalgar Square wird ein Plakat
Wachsleinwand, weiße Oelfarbenbuchſtaben aufgeſtellt,

Menſchen ſammeln ſich. Ein Mann beginnt zu ſprechen: „Ar
beitsloſe Hinter ihm unterhalten ſich leiſe ſeine Mitvor
ſitzenden, Reſerveredner, Freunde. Von drüben her wundern ſich
die Säulen der National Gallery, in ihr zeigt England ſeine
ſtolze, repräſentative Sammlung an Meiſterwerken der größten
Maler der Welt, jenſeits der Verſammlung, auf der anderen Seite
der Nelſonſäule, füttern Kinder die zahmen Tauben.

Und der Querſchnitt dieſes Bildes? England hat Sorgen!
Seine Arbeitsloſen rufen der Dawes-Plan iſt noch Papier
Rußland iſt ein Wechſel auf die Zukunft im dunklen London
wird gehungert wie in Berlin, Paris und Moskau!

Oxford. Das läßt ſich kaum beſchreiben. Oxford iſt die
Stadt der Colleges, der Studenteninternate, die verſteinerte Tra-
dition bewußt gepflegten Herrentums. Und dennoch iſt das auch
wieder ein Stück Selbſttäuſchung des alten England. Die neue
Zeit der arme Student und die Arbeiterbildung haben ſchon
längſt in Oxford ihren Einzug gehalten. Das Ruskin College
wird von den engliſchen Gewerkſchaften materiell und geiſtig
mit geſtützt.

Jntereſſant iſt, wie in Oxford der Kult der engliſchen Tradition
gepflegt wird. Neubauten ſind natürlich Notwendigkeit. Sie
werden aber nicht in der Architekturſprache der Gegenwart oder
irgendwelcher ſonſtigen neueren Ausdrucksform geſchaffen, nein:
man baut das Alte nach. So täuſcht Oxford äußerlich eine Ge-
ſchloſſerheit der Vergangenheit vor, die England gar nicht gehabt
hat und auch jetzt nicht beſitzt. Das iſt der Fehler der engliſchen
Klugheit oder, richtiger, die Klugheit der engliſchen Fehler.
Wieweit die Arbeiterbewegung noch vom Zentrum des Staates
entfernt iſt, kann auch in Deutſchland daran erkannt werden, daß
ſie kaum eine eigene Bauſprache hat. Wir haben noch wenige
Gewerkſchaftshäuſer, die unſere Gedanken und unſere ſelbſt
bewußte Kraft der Nachwelt überliefern. Erſt wenn wir bauen,
werden wir die wirklichen Herren des Staates ſein.

eben dieRuskin College. Jm Ruskin College hält
Amſterdamer Jnternationale ihre Summer School ab. Sie ſchicktelernbegierige Gewerkſchaftler hierher. Es gibt Berichte und Ein
blicke: Ein Jnder ſpricht von der inneren organiſatoriſchen
Eigenart der Gewerkſchaften ſeines Landes, der Japaner vom
Seeleuteverband berichtet über die Kämpfe um Lohn und Brot
im fernen Oſten, Auſtralien, Amerika, Spanien alle berichten
über den ſozialen Kampf ihrer Arbeiterklaſſe. Der Schotte ſpricht
mit Stolz von ſeiner nationalen Gewerkſchaftsbewegung, dann
kommt Jrland, England, Frankreich, Belgien, Deutſchland, die
Schweiz, die Tſchechoſlowakei, Polen uſw. Ueberall, ja überall
organiſierte ſich das Proletariat, baut an ſeinen Gewerkſchaften,
kämpft und leidet. Ein großes Weh verbindet die Welt das
gebar eine Jdee, ſie ſendet über den ganzen Erdball Welle um

Abends verſammelt ſich alles zum fröhlichen Verſtehen. Jrlands
Freiheitslieder, deutſcher Arbeiterjugendgeſang, ſpaniſche Weiſen
und engliſche Scherze, ſie binden das Band feſter und feſter: der
Gewerkſchafts internationale wächſt im Verſtehen der Nationalität
des anderen neue Kraft.

England und der Kommunismus. Um dieſes Pro
blem zu verſtehen, iſt die Anerkennung einer Vorausſetzung not-
wendig: die Welle der kommuniſtiſchen Aktion, die mit voller
Kraft über das mürbe Deutſchland brauſte, hat England nur ge-
ſtreift. Hier iſt kein rechter Boden für politiſche Verzweiflungs-
parolen.

So ſehen die engliſchen Gewerkſchaftler bei uns werden ſie

Kapitaliſtenknechte beſchimpft wie ihre Regierung mit dem
Bund der Sowjetdiktation verhandelt, den engliſchen Arbeitsloſen
das ruſſiſche Abſatzgebiet eröffnen will. (Wir glauben, daß Ruß-
land zuerſt engliſches Geld und dann engliſche Maſchinen will,
der nationaliſtiſchſte aller neuen Staaten, Rußland, will keine
Warenmaſſeneinfuhr, er möchte ſeine Roh- und Grundſtoffe ſelbſt
verarbeiten.) Deswegen fühlen viele engliſche Gewerkſchaftler
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bei niedrigen Löhnen und ſchlechter Arbeitszeit!
Exporteur zu werden.

Weitere Wirtſchaftsprobleme.
Dawes-Verpflichtungen zunehmend bedenklicher.

anderen Ausweg?
Ehemalige Konſumenten der europäiſchen Jnduſtriearbeit

z. B. Auſtralien, Jndien uſw. rücken aktiv in die Weltwirt-
ſchaft ein. Auſtralien zeigt in Wembley, auf der Ausſtellung des
engliſchen Jmperiums, mit Stolz, daß es ſeine Edelhölzer nicht
mehr nur exportiert. Es hat eine beachtenswerte Möbelinduſtrie
entwickelt, die jeden Luxus in allen europäiſchen Stilen befriedigt.

Der indiſche Gewerkſchaftsführer berichtete uns, daß in ſeinem
Land der eingeborene Textilarbeiter faſt ſo viel leiſtet wie der
engliſche Kollege, er erhält aber nur ein Siebentel des Verdienſtes
des anderen. Das indiſche Kapital ſtellt ſich Engländer als Aus-
beutungsorganiſatoren, Direktoren und Betriebsleiter an. Es
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Aufbruch.
Das Volk gafft

Wenn wir Proletarier die Städte durchſchreiten,
Sind uns alle Dinge untertan.
Banken und Bahnhöfe flehen um Gnade an.
Wir laſſen ſie lächelnd durch unſere Finger gleiten
Wir wandeln daher in Donner und Blitzen.
Die Stadt iſt wie eine Dirne geſchmückt,
Die ſich demütig vor unſere Füße bückt.
Wir ſpotten der Perlen. Wir lachen der Spitzen.
Ob unſeren Häuptern rauſchen die Fahnen,
Von denen jede zum Himmel reicht
Und die falſchen Götzen zu Boden ſtreicht,
Damit wir die ewigen Götter ahnen.

Max Barthel.
(Aus „Arbeiterſeele“, verlegt bei Diederichs in Jena.)

wird der Tag kommen, da dieſe Produktion von den Herſteller-
ländern nicht mehr allein aufgeſaugt wird. So dringen von
allen Seiten neue Fragen ins alte Europa.

Londoner Straßen. Jn der Leiceſterſtreet flammen die
elektriſchen Reklamen auf (die Lichteffekte auf den großen
Pariſer Boulevards ſind zum Teil ſtilvollere Verſuche, das Pu-
blikum, dieſes große, dummſchlaue Tier, zu verlocken).

Der Verkehr flutet es iſt die Berliner Friedrichſtraße mit
all ihren Kaufangeboten und dunklen Exiſtenzen, und doch iſt es
hier ganz anders. Das Geſicht des Engländers iſt ſachlich, man
weiß nicht, was er denkt, erſt ein genaues Studium der Geſichts-
züge erzählt von Liebe und Leidenſchaften, Glück und Not. So
n nebenbei ſieht man etwas von ſeiner Eigenart, in Neben-
inien, gewiſſermaßen in den Seitenſtraßen.
Jch ſah mich in einer um: Ein Ring ſtiller Menſchen, in der

Mitte weiße Chorhemden, Kirchengeſang, Windlichter: katholiſche
Predigt gegen das Sündenbabel London. Der Zug bewegt ſich
bald als Prozeſſion in der Leiceſterſtreet weiter, auf dem Bürger
ſteig kreuzen daran Hure und Amüſiervolk, ſpäte Geſchäftsleute
und Fremde, Genußhungrige und Satte vorüber. Hinter den
Prieſtern einige ſahen ſo aus, da man ſie durchaus ſittlich
ernſt zu nehmen hat eine lange r Mädchen, alte Jung-
frauen, brave Dinger, anſpruchsloſe Nichtſe. Daneben toben
Autobuſſe, über ihnen ſchreit grün, gelb und rot eine raſende Lo-
komotive dem Publikum zu: „Fahrt mit der Soundſoliniel!“,
dazu iſt der Boden naß, ſchlüpfrig.

Abſchied von England. Der Bootszug wie alle eng
liſchen Wagen, die ich kennenlernte, in der dritten Klaſſe ge-
polſtert und behaglich fährt aus London heraus, die Themſe
abwärts. Bei Tilbury liegt der Dampfer des Schwediſchen Lloyd
im Strom. Wir fahren mit dem Zug bis zum Strand, Dampf-
boote ſetzen uns über. Jch bin vom engliſchen Paßbeamten raſch
„ausgebucht“, bald ſchüttelt und zittert der Dampfer: er ſchwingt
ſich in gewaltigem Bogen aus der Themſe durch den Kanal in die
Nordſee, ſein Weg führt durchs Skagerak nach Göteborg, nach
Schweden. (Ein letzter Bericht folgt.)

„Nachſichtig, wie das Volk iſt.“
Ariſtoteles, der große Weiſe Griechenlands, geboren 384 v. Chr.,

ſchreibt in ſeiner Verfaſſung von Athen zur demokratiſchen Ver
faſſungsreform des Kleiſthenes: „Die Athener hatten nämlich,
nachſichtig, wie das Volk gewöhnlich iſt, den An
hängern der Tyrannen ſoweit ſie ſich nicht in den Wirren
etwas hatten zuſchulden kommen laſſen, geſtattet, in Athen
zu bleiben.“

Gilt das nicht auch für unſere Zeit, obwohl inzwiſchen 2400
re ſeit jener Epoche vergangen ſind? „Nachſichtig, wie das

olk iſtl“ Es iſt jene Nachſichtigkeit, die zu allen Zeiten von
den Mächten der Reaktion rückſichtslos mißbraucht wurde, um
dem Volk die Macht wieder zu entreißen und die Herrſchaft im
Staat wieder an ſich zu bringen.

Anekdoten.
(Aus „Nachtgeſchichten aus der guten alten Zeyt“

von Carl Seelig. Greifenverlag zu Rudolſtadt i. Th.)
Der reimſuchende Dichter.

Einem gewiſſen Dichter, der in zahlreicher Geſellſchaft neben
einer klugen Dame ſaß, entwiſchte etwas, das man ſonſt nur für
einſame Stunden aufzuſparen pflegt. Der arme, bis auf den
Tod erſchrockene Muſenſohn rückte ſeinen Stuhl hin und her, um
dadurch einen ähnlichen Ton hervorzubringen. Seine Nachbarin,
welche dieſe vergebliche Arbeit beluſtigt mit anſah, ſagte endlich
zu ihm: „Jhre dichteriſchen Talente, werter Herr, bezweifle ich
gonz und gar nicht, aber den Reim, den Sie ſuchen, werden Sie
diesmal ſchwerlich finden!“

Es iſt nichts dahinter.
Der zu Zeiten Leſſings in Braunſchweig lebende Dichter und

Profeſſor Zachariä hatte einen nicht geringen Hang zur Pracht
und zum Wohlleben. Schon ſeine ganze Figur und ſein ganzes
Weſen wirkten ungemein pompös; er war groß, ſtark und ſtattlich
und trat ſehr majeſtätiſch einher. Außer einem ſchönen Hauſe
und einem guten Tiſch ſchaffte er ſich auch eine Equipage an.
Auf die beiden Türen ſeiner Kutſche ließ er ein Z. malen. Die
prächtige Equipage eines Profeſſors machte in den damaligen
Zeiten und wohl auch heute noch nicht geringes Aufſehen.
Als Leſſing erfuhr, daß Zachariä in ſeiner neuen Kutſche überall
herumfuhr, meinte er trocken: „Er hätte wenigſtens kein 3 auf
den Wagen malen laſſen ſollen.“ Und als man ihn frug: warum
nicht? antwortete er: „Wenn die Leute ein 3 auf der Wagentüreſich heute etwa als Vermittler zwiſchen Amſterdam und Moskfau.

Jn England wird offen davon geſprochen, daß auf dem ruſſiſchen erblicken, werden ſie ſagen: es iſt nichts dahinter
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Die Gewerkſchaftler
aller Länder werden wegen der mutmaßlichen Auswirkungen der

Ein engliſcher
Genoſſe ſagte mir: Es gibt bei uns viele Arbeiter, die ſich wegen
der den Deutſchen auferlegten Laſten ſchämen, aber gab es einen

senschaft Leben
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Markt bald neben den britiſchen Produkten die deutſchen Waren
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Ein neues proletariſches Bildungs-
unternehmen.

Das breite Fundament ſozialiſtiſchen Kulturſtrebens iſt Wiſſen
von Natur und Geſellſchaft. Die Erkenntnis von den kauſalen
Zuſammenhängen auf dieſen beiden umfangreichen Stoffgebieten
muß in weiteſte Kreiſe des Proletariats getragen werden.

Die von bildungshungrigen Proletariern geleſenen Zeitſchriften
aus bürgerlichem Lager können nicht befriedigen, weil ſie für die
Notwendigkeiten proletariſcher Bildung kein Verſtändnis haben
und, wenn ſie es hätten, darauf ja nicht eingehen können. Jhr
geſchäftliches Jntereſſe zwingt ſie nach dem Sprichworte zu han-
deln: wer vieles bringt, wird jedem etwas bringen. Selbſt dann,
wenn den einzelnen Beiträgen ein belehrender oder belehrend
unterhaltender Wert nicht abzuſprechen iſt, iſt das Geſamtergebnis
vom Standpunkte proletariſcher Bildungsforderungen aus allzu
mager. Denn wo finden wir da aus Naturbetrachtungen her-
geleitete Nutzanwendungen für eine freie Weltanſchauung und im
Anſchluß an kulturgeſchichtliche Abhandlungen die Propagierung
ſozialiſtiſcher Kulturforderungen?

Eher das Gegenteill! Das entſpricht ja nur kapitaltſtiſcher
Denkweiſe: unſern proletariſchen Wiſſensdurſt ſo zu ſtillen, daß
ſich das bürgerliche Unternehmertum durch Proletenpfennige be
reichern kann. Darum bieten ſolche Unternehmen Ablenkungs-
wiſſenſcchaft.

Wir Proletarier werden denkende Mitſtreiter im Befreiungs-
kampfe unſerer Klaſſe nur dann, wenn wir wiſſend geworden
ſind: wenn wir die großen Zuſammenhänge der Natur- und
Menſchheits- Entwicklung überſchauen, müſſen wir überzeugte An-
hänger einer freien Weltanſchauung ſein und ſozialiſtiſche Kultur
wollen. Aus dieſem Grunde auch konnte die freigeiſtige Bewegung
erſt im proletariſchen Lager feſte Verankerung finden.

Proletariſche Bildung kann alſo nur durch ſib zur prole-
tariſchen Klaſſe Zählende wirkſam werden. Darum findet die
Forderung immer mehr Anhänger: nicht neutrale, ſondern prole
tariſche Bildungsarbeit!

Jn dieſem Zuſammenhange iſt auch leicht zu verſtehen, daß an
nicht weniger als mindeſtens vier Stellen des proletariſchen Lagers
ugleich übrigens eine neue Beſtätigung der „Duplizität der
Jdeen“ die Abſicht erwuchs, eine Art proletariſchen Kosmos

in zu rufen. An einer Stelle vereinigt wird das nunmehr
Tatſache:

Geſinnungsgenoſſen t in Jena die Urania-Verlags-
Geſellſchaft m. b. H., Geſinnungsgenoſſen ſchreiben deren Ver-
öffentlichungen und Geſinnungsgenoſſen in den verſchiedenen
proletariſchen Kulturorganiſationen werden ſie vertreiben helfen.

Ab Oktober 1924 erſcheinen alljährlich zwölf „Uranig“Monats-
hefte und vier wertvolle „Urania“-Buchbeigaben. (Vierteljährlich
nur 1,25 Mk. oder mit gebundener Buchbeigabe 1,80 Mk.)

Die reich illuſtrierten „Urania“-Monatshefte berichten von ent
wicklungstheoretiſcher Grundeinſtellung aus einerſeits über Weſen
und Werden der Natur, beſonders über die Stellung von uns
Menſchen zur Natur und zur hochentwickelten Technik. Anderer
ſeits werden aus Vor und Kulturgeſchichte die Geſetze gefolgert,die das Zuſammenleben der Menſchen Gemeinſchaften regeln
und in Zukunft regeln ſollten. „Spaziergänge eines Naturfor-
ſchers“ wollen zu eigenen Naturbeobachtungen anregen. Die „Ura
ria“-Leſer ſollen die Welt aber auch mit ſoziologiſch geſchulten
Augen durchwandern und welt wirtſchaftliche Zuſammenhänge be
obachten. Aufſätze über „Hervorragende Freidenker“ führen zur
Weltanſchauung freier Menſchen. Jm Beiblatt „Der Leib“ werden
Körperkultur, Geſundheitspflege, Lebensweiſe, Sport und Wan-
dern beſondere d finden.

Genoſſe Dr. Julius Schaxel, Profeſſor für Zoologie und Vor
Ser der Anſtalt für experimentelle Biologie an der Univerſität
Jena, ein Gelehrter von internationalem Ruf, wird die „Entwick
lung der Lebenslehre“ darſtellen, einen Stoff, den er aus eigener
Forſchungsarbeit überlegen beherrſcht. Er führt die Leſer durch
die Wiſſenſchaft bis zu den Tagesfragen der Geſellſchaft und Po
litik, um ſie durch Schulung zum eigenen Urteil zu tätiger An
teilnahme am Schickſale der proletariſchen Klaſſe gelangen zu
laſſen.FWoſſe Georg Engelbert Graf wird in einem zweiten Bändchen

„Erdöl und Erdölpolitik“ zum Verſtändnis weltwirtſchaftlicher
Zuſammenhänge führen.

Genoſſe Dr. E. Erkes, Aſſiſtent am Völkermuſeum und Privat
dozent an der Univerſität Leipzig, wird in der dritten Buchbeilage
ſchildern, „Wie Gott erſchaffen wurde!“, wie die Religion aus
dem Abhängigkei:sgefühl primitiver Menſchen von ihnen unver-
ſtändlich g w Kräften erwuchs.

Genoſſe Dr. S. F. Kanitz, Leiter der „Freien Schule“ und der
„Kinderfreunde“ in Wien, ſchreibt die vierte Buchbeigabe unter
dem Titel „Das Kind in der Geſellſchaft“.

Jedes der „Urania“-Hefte gibt im Anſchluß an beſonders wich-
tige Themen wertvolle Anregungen zu vertiefender Weiterbehand-
lung durch proletariſche Arbeitsgemeinſchaften.

Alle Genoſſen aus ſozialiſtiſchem und kommuniſtiſchem Lager
und aus den Organiſationen der Jugend, den Freidenkern, denNaturfreunden, den ſozialiſtiſchen Lehrern und Studenten uſw.,
die dem Proletariat vorwärts helfen wollen, beſonders auch die,
die ſich an der Bildungsarbeit beteiligen, müſſen ihre Adreſſe der
Urania-Verlags-Geſ. m. b. H. in Jena mitteilen. Sie erhalten
von dort Werbematerial und Nachricht, in welcher Weiſe ihre
Werbeerfolge belohnt werden. M.

Milliardenverluſte durch Krankheiten. Der Präſident des eng-
liſchen Aerztebundes, General Maſor Sir David Bruce, gab in
der Eröffnungsſitzung der diesjährigen Verſammlung des Bundes
einige Zahlen an für die ungeheuren Verluſte, die die Menſchheit
durch Krankheit erleidet. „England und Wales“, ſagte er, „ver-
lieren durch Krankheit direkt jährlich mindeſtens 150 Millionen
Pfund. Unter den verſicherten Arbeitern Englands werden durch
Krankheit jährlich 200 000 000 Arbeitsſtunden verloren, was gleich
bedeutend iſt mit der Arbeit von 375 000 Menſchen jährlich.“
Die Verluſte der Vereinigten Staaten durch Krankheit im Jahr
ſchätzte Bruce auf 600 Millionen Pfund. Er vertrat die Anſicht,
daß durch umfaſſende Maßnahmen zur Krankheitsverhütung,
durch Vorbeugungsmitiel und rechtzeitige Jn anſpruchnahme des
a ein großer Teil dieſer Rieſenverluſte vermieden werden
önnlke.

Haliſches Theater und Runſgben.
Stadttheater. Heute, Dienstag, 725 Uhr: „Das ſilberne Kanin

chen“. Mittwoch und Freitag 7 Uhr: „Fauſt“. Donnerstag (in
neuer Einſtudierung): „Triſtan und Jſolde“, unter muſikaliſcher
Leitung von Generalmuſikdirektor Erich Band und Regie von Aug.
W. Roesler. Sonnabend (in Spielplanabänderung): „Undine“.

Volksbühne. Einlöſung der 2. Beitragsmarke für die 1. Reihe.
Als zweites Werk wird Die Fahrt nach Orplid“ von Wilhelm
Schmidtbonn gegeben. Spieltage: Mittwoch, den 17. September
(Theatergemeinde G, Einlöſungstermin 8. bis 12. September);
Montag, den 22. September (H, Einlöſungstermin 8. bis 15. Sep
tember) Montag, den 29. September (J, Einlöſungstermin 8. bis
16. September) Donnerstag, den 2. Oktober (I, Einlöſungstermin
8. bis 16. September). Die Mitglieder werden gebeten, die Ein
löſungstage pünktlich einzuhalten. Die „Triſtan“- Aufführung
für Theatergemeinde A am Donnerstag, den 11. September, beginnt pünktlich 65. Uhr. eptember, be
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